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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,

am 6. und 7. November 2026 
trifft sich die kommunale 
Familie der Union im Con-
gress Park in Hanau. Das 

diesjährige Motto lautet „Kommunen stärken. Zukunft 
sichern.“ Die aktuellen Herausforderungen beschreibt 
der Vorsitzende der AG Kommunalpolitik der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion und stv. Bundesvorsitzende 
der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU und 
CSU Deutschlands (KPV), Josef Oster MdB, ab Seite 4. 
Neben vielen wichtigen kommunalrelevanten Themen 
wie der Reform der Kinder- und Jugendhilfe, der Re-
form des Baugesetzbuches oder weitere energiewirt-
schaftliche Entscheidungen, die sich auf die kommunale 
Planungshoheit auswirken, ist die katastrophale Finanz-
situation der Städte, Gemeinden und Kreise auch in die-
sem Jahr das übergeordnete Thema.

Speziell zu diesem Thema empfehlen wir Ihnen den Dis-
kussionsbeitrag von Jochen Konrad Fromme ab Seite 38, 
der eine kritische Beschäftigung mit der „Veranlassungs-
konnexität“ empfiehlt, auf die sich der Bundeskanzler 
und die Ministerpräsidenten verständigt haben.

Die Energie- und Wärmewende stellt Städte und Gemein-
den vor eine zusätzliche große Finanzierungsaufgabe. Ihre 
Stadtwerke müssen Netze ausbauen, die Versorgung um-
bauen und gleichzeitig Strom und Wärme bezahlbar hal-
ten. Doch wie lassen sich die dafür notwendigen Investitio-
nen stemmen, wenn die eigenen Mittel nicht ausreichen? 
Die Sparkassen-Finanzgruppe arbeitet deshalb an Lösun-
gen, die neue Finanzierungsspielräume schaffen. Lesen 
Sie dazu den Beitrag von Prof. Dr. Ulrich Reuter ab Seite 24.

Weitere wichtige Themen dieser Ausgabe und für unsere 
Beratungen in Hanau sind unter anderem die dringend 
notwendige Staatsmodernisierung und Sicherheit und 
Ordnung im öffentlichen Raum.

Wir freuen uns sehr, dass wir in Hanau auch die Minister-
präsidenten und Landesvorsitzenden der CDU aus Hes-
sen und aus Rheinland-Pfalz begrüßen dürfen. Lesen Sie 
in dieser Ausgabe die Zwischenbilanz von Boris Rhein 
MdL (ab Seite 8) und erfahren Sie mehr über Vorhaben 
für gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land, 
die unter der Führung von Gordon Schnieder MdL verein-
bart wurden (ab Seite 12).

Das Programm finden Sie auf den Seiten 22-23 in die-
sem Heft.

Zahlreiche Unternehmen und Verbände beteiligen sich 
an der Ausstellung „Wirtschaft-kommunal“ und freuen 
sich auf den persönlichen Austausch mit Ihnen. Einen 
Überblick finden Sie auf den Seite 20-21. Ohne ihre Un-
terstützung wäre die Veranstaltung nicht möglich gewe-
sen, ihnen gilt unser ganz besonderer Dank!

Wir sehen uns in Hanau!
Herzliche Grüße
Ihr

Christian Haase MdB
Bundesvorsitzender der Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CDU und CSU Deutschlands (KPV)
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Die Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion hat am 22. September 2026 den rhein-
land-pfälzischen Bundestagsabgeordneten Josef Oster zu 
ihrem neuen Vorsitzenden gewählt. Josef Oster war von 2002 
bis 2017 hauptamtlicher Bürgermeister der Verbandsge-
meinde Bad Ems und ist seit Oktober 2017 Mitglied des Deut-
schen Bundestages. Josef Oster ist unter anderem Mitglied 
des Innenausschusses und leitet diesen in der laufenden 
Wahlperiode als amtierender Ausschussvorsitzender.

kommunalwelt.de: Lieber Herr Oster, herzlichen 
Glückwunsch zu Ihrer Wahl zum Vorsitzenden der 
AG Kommunalpolitik. Die kommunalen Belange sind 
im Deutschen Bundestag mittlerweile sehr weit ver-
teilt. Wie kann die kommunale Interessenvertretung 
dabei koordiniert werden?

Josef Oster: Vielen Dank für die Glückwünsche zu mei-
ner Wahl. Kommunen sind die politische Ebene, auf 
der staatliches Handeln für die Bürgerinnen und Bür-
ger unmittelbar erlebbar wird. Die Kommunen sind 
damit wichtige Schnittstellen zwischen den Bürgerin-
nen und Bürgern vor Ort, der Landespolitik und der 
Bundespolitik in Berlin. Wir leben in herausfordern-
den Zeiten, diese Herausforderungen müssen Bund, 
Länder und Kommunen gemeinsam lösen. Im Deut-
schen Bundestag befassen sich mehrere Ausschüsse 
direkt mit kommunalen Themen: Der Ausschuss für 
Landwirtschaft, Ernährung und Heimat vor allem mit 
Blick auf gleichwertige Lebensverhältnisse und der 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauwesen, Wohnen 
und Kommunen mit konkreten kommunalen Belangen. 
Dabei ist das Innenministerium das eigentliche Kom-
munalministerium, so dass dem Innenausschuss, den 
ich als amtierender Ausschussvorsitzender leite, hier 
auch eine besondere Rolle zukommt. Die kommunalen 
Belange dabei auf Bundesebene einzubringen und zu 
unterstützen, ist mir ein Herzensanliegen. Zur Koordi-
nierung der Querschnittsberatungen in den Ausschüs-
sen ist die Arbeit in unserer Arbeitsgemeinschaft Kom-
munalpolitik als vereinende Klammer von großer 
Bedeutung.

kommunalwelt.de: Wo sehen Sie aktuell die größten 
kommunalen Herausforderungen für die verblei-
benden rund zweieinhalb Jahren der Legislaturpe-
riode?

Neben vielen wichtigen Themen wie der Reform der 
Kinder- und Jugendhilfe, der Verordnung zur Wieder-

Interview

Die Gemeinde ist die 
Keimzelle staatlichen Lebens

Josef Oster MdB
Vorsitzender der AG Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
und stv. Bundesvorsitzender der Kommunalpolitischen Vereinigung der 
CDU und CSU Deutschlands (KPV)
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herstellung der Natur, der Reform des Baugesetzbuches 
oder weiteren energiewirtschaftlichen Entscheidun-
gen, die sich auf die kommunale Planungshoheit aus-
wirken können und auch die Entwicklung der Migrati-
on, geht es aktuell als übergeordnetem Thema in erster 
Linie um die Lage der Kommunalfinanzen. Die kommu-
nale Finanzsituation gefährdet den Zusammenhalt vor 
Ort und letztendlich auch die Grundlagen unserer De-
mokratie. Diese Entwicklung darf uns nicht kalt lassen. 
In den Kommunen wird die Funktionsfähigkeit des 
Staates erlebt – und auch die Einschränkungen dieser 
Funktionsfähigkeit. Ohne funktionsfähige Kommunen 
mit Gestaltungsoptionen vor Ort sinkt das Vertrauen in 
den funktionierenden Staat rapide, wenn Leistungen 
und Angebote zurückgefahren werden und Infrastruk-
tur immer weiter verfällt, weil die notwendigen Investi-
tionen nicht finanziert und umgesetzt werden können. 
Die Auswirkungen des Vertrauensverlusts und der da-
mit einhergehenden Unzufriedenheit sind bereits bei 
den zurückliegenden Landtags- und Kommunalwahlen 
in diesem Jahr zu erkennen. Wenn es gelingt, die kom-
munale Lage nicht nur zu stabilisieren, sondern signi-
fikant zu verbessern, wird sich das auch vertrauens-
stärkend bis zur Bundesebene auswirken.

kommunalwelt.de: Geht es auf kommunaler Ebene 
nur ums Geld?

Neben der finanziellen Lage wird die Arbeit der Kom-
munen mehr und mehr auch durch Standards und 
Verfahren erschwert. Städte, Landkreise und Gemein-
den stoßen an ihre Grenzen. Grund dafür sind zu viel 
Bürokratie, überhöhte Standards und Aufgabenüber-
tragung ohne auskömmliche Finanzierung. Wir haben 
als Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik abgefragt, 
wo man konkret ansetzen könnte, den Kommunen in 
diesem Punkt das Leben zu erleichtern. Dabei haben 
wir mehr als 500 Vorschläge erhalten, die wir an die 
Bundesministerien weitergegeben haben. Ein Teil die-
ser Ideen wird auch bereits in der Modernisierungsa-
genda des Bundes und der föderalen Modernisierungs-
agenda aufgegriffen. Die restlichen Vorschläge können 
folgen, wenn feststeht, dass Erleichterungen bei Stan-
dards und Verfahren nicht zum Untergang des Abend-
landes führen.

Diese Strukturfragen bei Standards und Verfahren 
sind auch Teil des Zukunftspakts von Bund, Ländern 
und Kommunen. Hier laufen weiterhin die Beratungen 
und die Ergebnisse müssen zeitnah vorliegen, damit 
Bund und Länder dann gemeinsam mit den Kommu-
nen in die weitere Umsetzung einsteigen können.

kommunalwelt.de: Wie kann der Zukunftspakt dazu 
beitragen, die Situation der Kommunen zu verbes-
sern?

Im Zukunftspakt geht es neben Finanzfragen, die auch 
das föderale Gefüge berühren, insbesondere um Struk-
turen, Verfahren und Standards. Standards und Verwal-
tungsverfahren sind zu hinterfragen, zu vereinfachen 
und an der Lebenswirklichkeit auszurichten. Grundla-
ge für all das ist mehr Vertrauen in die kommunale 
Selbstverwaltung und ihre Verantwortlichen.

Im Sozialbereich sind zeitnah weitere signifikante Ein-
sparungen nötig, um die Ausgabendynamik zu durch-
brechen. Dabei geht es vor allen Dingen um Fragen des 
Unterhaltsvorschusses, die Hilfen zur Pflege sowie die 
Kinder- und Jugendhilfe – und ganz besonders um die 
Eingliederungshilfe. Die Kosten sind hier in den letzten 
Jahren vollkommen aus dem Ruder gelaufen. Das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales muss endlich 
liefern. Standards müssen auf Überregulierung und 
Praxistauglichkeit überprüft und angepasst werden. Es 
liegen zahlreiche, auch von den Kommunen erarbeite-
te, Reformvorschläge auf dem Tisch, die keinesfalls die 
Axt an den Sozialstaat anlegen. Der Sozialstaat muss 
auf das Machbare konzentriert werden. Ohne diese An-
passungen wird auch die Aufrechterhaltung des Sozi-
alstaats durch die Kommunen künftig nicht mehr zu 
leisten sein – und das ginge dann erstrecht zulasten 
von Kindern, Jugendlichen, Familien und Menschen 
mit Behinderung.

Wenn wir diese Punkte lösen und strukturelle Verbes-
serungen umsetzen, kann dies einen nachhaltigen Bei-
trag zur Stabilisierung der kommunalen Lage leisten. 
Bevor über eine Verbesserung der kommunalen Finan-
zen diskutiert wird, müssen diese strukturellen Grund-
lagen geschaffen werden, auch wenn diese erst mittel-
fristig ihre volle Wirkung entfalten können. Aber es 
hilft nicht weiter, die bestehenden strukturellen Pro-
bleme mit neuem Geld – wo auch immer es herkom-
men könnte – zu übertünchen.

kommunalwelt.de: Was muss sich ändern, damit 
Kommunen über auskömmliche und verlässliche Fi-
nanzmittel verfügen?

Die strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen er-
schwert auch die Ansätze der Bundespolitik zur Stär-
kung des Standorts Deutschland und zur Entlastung 
der Menschen in diesem Land, was die Unzufrieden-
heit weiter anheizt. Damit die Kommunen über aus-
kömmliche und verlässliche Finanzmittel verfügen, 
braucht es einen Vierklang aus dem Durchbrechen der 
Ausgabendynamik, einer Stärkung der Länderverant-
wortung, der Verbesserung der kommunalen Einnah-
mebasis und einer Verstetigung der kommunalen In-
vestitionsförderung. Da steigende Einnahmen durch 
schneller steigende Ausgaben aufgezehrt werden, reicht 
es nicht aus, die Einnahmeseite zu verbessern, um die 
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kommunale Finanzlage zu verbessern. Die Ausgaben-
dynamik muss zuerst reduziert werden! Bei einem 
löchrigen Eimer dreht man auch nicht einfach den 
Wasserhahn stärker auf, um ihn zu füllen, sondern 
stopft zuerst die Löcher.

kommunalwelt.de: Wo und wie muss nach Ihrer Ein-
schätzung konkret angesetzt werden?

Ziel muss sein, die Sozial- und Verwaltungsausgaben 
um mindestens zehn Milliarden Euro jährlich zu sen-
ken. Die im Sommer erzielten Ergebnisse können nur 
der Anfang sein. Die weiteren in der Arbeitsgruppe zum 
effizienten Ressourceneinsatz bei Leistungsgesetzen 
diskutierten Vorschläge müssen unvoreingenommen 
geprüft und umgesetzt werden. Es darf keine weiteren 
Belastungsverschiebungen in die Kommunalfinanzen 
geben. Die Kommunen sind nicht Ausfallbürge bei-
spielsweise von Sozialversicherungszweigen. Die im 
Zukunftspakt vereinbarte Aufgaben- und Ausgabenkri-
tik muss konsequent genutzt werden und dabei auch 
die Frage beantworten, welche Aufgaben kommunal in 
Zukunft leistbar und auskömmlich finanziert sind. Die 
finanzielle Ausstattung muss der Aufgabe folgen.

Die Länder müssen ihrer Verantwortung für eine auf-
gabenangemessene auskömmliche Finanzausstattung 
der Kommunen nachkommen. Die Stärkung der Kom-
munalfinanzen ist keine Ein-Mann-Show des Bundes, 
sondern kann nur gelingen, wenn auch die Länder ih-
rer Verantwortung nachkommen. Die Länder sind ge-
fordert, durch strukturelle Änderungen beispielsweise 
in den kommunalen Finanzausgleichsregelungen und 
die strikte Einhaltung der Veranlassungskonnexität 
auf Länderebene sicherzustellen, dass die Kommunen 
auch künftig aufgabenangemessen auskömmlich fi-
nanziert sind. Dazu gehört auch eine signifikante An-
hebung der kommunalen Verbundmasse – signifikant 
heißt in meinen Augen um wenigstens fünf Milliarden 
Euro jährlich. Ohne ein Aufstocken der kommunalen 
Verbundmasse in den einzelnen Flächenländern wer-
den Ansätze zur Verbesserung der Kommunalfinanzen 
nur Flickschusterei bleiben.

kommunalwelt.de: Dann bliebe aber immer noch ei-
ne Lücke in den Kommunalhaushalten, die nicht al-
lein durch steigende Einnahmen aus Wirtschafts-
wachstum geschlossen werden kann.

Wenn die strukturellen Grundlagen zur Reduzierung 
der Kommunalausgaben vereinbart sind, müssen wir 
vorbehaltlos prüfen, wie die Einnahmebasis der Kom-
munen verbessert werden kann. Das uferlose Anhe-
ben der Hebesätze bei der Grundsteuer, wie sie ein 
Expertenrat der Bertelsmann Stiftung anregt, halte 

ich für den falschen Weg. Dies ist eher ein Drohszena-
rio, was passieren wird, wenn die Finanzlage der 
Kommunen nicht stabilisiert wird. Aber zusätzliche 
Belastungen der Bevölkerung ohne Verbesserung der 
kommunalen Angebote wären vor Ort nicht zu ver-
mitteln und würden die demokratischen Strukturen 
in den Kommunen weiter unter Druck setzen und ge-
fährden.

kommunalwelt.de: Wo sollen die zusätzlichen Mittel 
herkommen – aus einer Mehrwertsteuererhöhung?

Die Forderung nach einer Erhöhung der Mehrwert-
steuer ist nicht neu. Und möglicherweise wäre eine 
strukturierte Anpassung, die auf der einen Seite für Le-
bensmittel eine Reduzierung vorsieht, um die Lebens-
haltungskosten damit zu entlasten, und auf der ande-
ren Seite den allgemeinen Mehrwertsteuersatz anhebt, 
sozial gerechter und verträglicher, weil hier auch das 
eigene Verhalten über die Belastung mit entscheidet. 
Das wäre sinnvoller als die uferlose Anhebung kommu-
naler Realsteuern, die alle treffen, egal was und wie viel 
sie sich leisten können und wollen. Bevor wir aber die-
se Frage diskutieren, müssen wir den ersten Punkt ab-
schließen und die strukturellen Vereinbarungen zur 
Reduzierung der Kommunalausgaben auf den Weg 
bringen.

Als letzter Punkt des Vierklangs zur Stärkung der Kom-
munalfinanzen muss die kommunale Investitionskraft 
verstetigt werden. Hier geht es darum, die Förderpro-
grammsystematik zu verändern – und zwar nicht nur 
hinsichtlich Beantragung, Umsetzung und Abrechnung 
von Förderprogrammen. Auch das ist zweifelsohne bei 
den Programmen, die bestehen bleiben, wichtig. Es geht 
zusätzlich aber darum, die Zahl der Programme zu re-
duzieren und so Finanzmittel "freizuschaufeln", die den 
Kommunen unmittelbar als Investitionshilfen zugewie-
sen werden können. Das geht nur schrittweise und über 
einen längeren Zeitraum, weil auch Mittel in Programm-
förderungen längerfristig gebunden sind. Aber über den 
Einstieg diskutieren wir in der AG Kommunalpolitik in-
tensiv und ich bin zuversichtlich, dass wir auch mit den 
Kommunalen der SPD-Bundestagsfraktion hier einen 
geeigneten Weg vereinbaren können.

Mit dem Zukunftspakt und dem Vierklang für auskömm-
liche und verlässliche Kommunalfinanzen können die 
Kommunen wieder auf einen guten Entwicklungspfad 
gelangen. Ich freue mich auf die anstrengende, aber 
auch erfüllende Aufgabe, diesen Weg intensiv zu beglei-
ten.

kommunalwelt.de: Herr Oster, vielen Dank für das 
Gespräch.

Mit unseren Krankenhäusern, Poliklinika, Reha-, 
Pflege- und Eingliederungseinrichtungen an über 
60 Standorten sind wir Vorreiter in Medizin, Pflege 
und Betreuung.

Die AMEOS Gruppe steht für eine umfassende und 
zukunftssichere Versorgung der Bevölkerung in 
regionalen Netzwerken.

AMEOS ist einer der größten Gesundheitsversorger 
in Deutschland, Österreich und der Schweiz. Über 
19.000 Mitarbeitende kümmern sich jährlich um  
das Wohlergehen von über einer halben Million  
Menschen – eine gesellschaftliche Verantwortung, 
der wir verpflichtet sind.

Denn für AMEOS gilt: Vor allem Gesundheit.

AMEOS sichert die 
Gesundheitsversorgung  
in den Regionen
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Am 8. Oktober jährte sich unser großer Erfolg bei der Land-
tagswahl in Hessen zum dritten Mal. Wir haben vor der Wahl 
gesagt: Nicht zu viel versprechen, aber alles halten. Drei Jah-
re nach der Wahl ist einmal mehr klar: Wir halten Wort. Zur 
Halbzeit unserer christlich-sozialen Koalition können wir 
sagen: Hessen führt. Wir haben das getan, was wir den Men-
schen versprochen haben. Mit unserer Renaissance der Real-
politik zeigen wir jeden Tag, dass wir das Land führen und 
keine schrillen Debatten. Gemeinsam haben wir viel erreicht 
- mit einer Politik, die Mehrheiten stärkt, aber auch Minder-
heiten schützt. Die CDU Hessen ist die starke Stimme der Mit-
te und die letzte verbliebene große Volkspartei. 

Die christlich-soziale Ko-
alition in Hessen steht für 
das, was unser Land aus-
zeichnet: Heimat, Herz 
und Hightech. Ob mehr 
Sicherheit dank Innen-
stadtoffensive und Fuß-
fesseln für Frauenschlä-
ger, ob Hessengeld für 
den Traum vom ersten 
Eigenheim, ob massive 
Investitionen in unseren 
Wirtschaftsstandort oder 
ob konsequenter Abbau überflüssiger Bürokratie - wir lie-
fern. Doch das Herz Hessens schlägt vor Ort – in unseren 
421 Kommunen. Starke Kreise, schöne Dörfer, pulsieren-
de Städte und wirtschaftsstarke Regionen machen unsere 
Heimat aus. In den Kommunen begegnen den Bürgerin-
nen und Bürgern die Auswirkungen von Politik jeden Tag: 
in der Kita, in der Schule, bei der Feuerwehr, auf Straßen 
und Plätzen oder bei einem Termin im Rathaus. 

Handlungsfähige Kommunen sind eine Grundvoraus-
setzung für einen handlungsfähigen Staat. Deshalb ge-
ben wir unseren Städten, Gemeinden und Landkreisen 

finanzielle Kraft. Der Kommunale Finanzausgleich stieg 
2026 auf mehr als 7,4 Milliarden Euro. Dazu stellen wir 
den Kommunen 4,7 Milliarden Euro aus dem Sonderin-
vestitionsprogramm des Bundes zur freien Verfügung. 
Mit dem Hessenplan, dem größten Investitionsprojekt 
in der Geschichte unseres Landes, investieren wir in 
den kommenden Jahren insgesamt mehr als zehn Milli-
arden Euro in Infrastruktur, Sicherheit, Wohnungsbau, 
Krankenhäuser, Bildung und Digitalisierung. Das stärkt 
Wachstum, Lebensqualität und die Zukunft vor Ort.

Kommunen brauchen Freiräume, Planungs-
sicherheit und Vertrauen

Geld allein reicht nicht. Unsere Kommunen brauchen 
Freiräume, Planungssicherheit und Vertrauen. Mit 
dem KommFlex-Gesetz geben wir ihnen mehr Mög-
lichkeiten für passgenaue Lösungen. Wir wollen nicht 
jedes Detail aus Wiesbaden regeln. Wir wollen denen 
mehr zutrauen, die ihre Kommune am besten kennen. 
Das stärkt Eigenverantwortung, beschleunigt Verfah-
ren und schafft Entlastung.

Dazu gehört der konsequente Abbau überflüssiger Bü-
rokratie. Mit unserem ersten Bürokratieabbaugesetz ha-

Heimat, Herz und Hightech

Ein Einblick in die Arbeit der 
christlich-sozialen Koalition

Boris Rhein MdL
Landesvorsitzender der CDU 
Hessen und Hessischer 
Ministerpräsident
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ben wir vergangenes Jahr mehr als 120 Einzelvorschrif-
ten in 90 Gesetzen abgeschafft. Mail statt Brief, einfache 
Kopie statt Beglaubigung, Vertrauen statt Misstrauen. 
Noch in diesem Herbst bringen wir das zweite Bürokra-
tieabbaugesetz in den Landtag ein. Unser Anspruch 
bleibt: weniger Formulare, schnellere Verfahren, mehr 
Zeit fürs Machen.

Wir haben das Baurecht modernisiert, Verfahren ver-
einfacht und den digitalen Bauantrag vorangebracht. 
2025 wurde bereits etwa jeder dritte Bauantrag digital 
gestellt. Wir wollen schneller planen, entscheiden und 
umsetzen.

Auch bei der Verwaltungsdigitalisierung gilt: Nicht je-
de Kommune muss das Rad neu erfinden. Mit der Digi-
taloffensive Kommunal und einer zentralen Kompe-
tenzstelle unterstützen wir in der christlich-sozialen 
Koalition Städte und Gemeinden. Die Plattform Civento 
stellen wir den Kommunen bis Ende 2029 kostenfrei 
zur Verfügung. Bis Ende des Jahres werden fünf Ver-
waltungsleistungen flächendeckend digital angeboten. 
Das erspart den Bürgern Wege, entlastet Beschäftigte 
und beschleunigt Entscheidungen.

Mit KOMPASS Resilienz helfen wir kleinen und mittle-
ren Kommunen bei der Krisenvorsorge. Zugleich stär-
ken wir den Brand- und Katastrophenschutz. Allein in 
diesem Jahr investieren wir 25 Millionen Euro in Feuer-
wehrfahrzeuge und Feuerwehrhäuser. Rund 70.000 eh-
renamtliche Feuerwehrleute stehen für ihre Mit-
menschen ein. Unsere Ehrenamtlichen übernehmen 
Verantwortung für andere und machen den Zusam-
menhalt in unserem Land jeden Tag erlebbar. Hessen 
ist Ehrenamtsland Nummer Eins in Deutschland. 

Zugleich stehen wir vor großen Herausforderungen 
weit über unsere Kommunen hinaus. Die Auswirkun-
gen von Krisen, Kriegen, Rezession und Handelsstreit 

spüren wir längst alle. Deutschland und Europa müssen 
ihre Interessen selbstbewusst vertreten. Entschlossen-
heit ist entscheidend – wirtschaftlich, sicherheitspoli-
tisch und beim Schutz unserer Grenzen.

Schützen müssen wir auch unsere Meinungsvielfalt. De-
mokratie lebt von Vielfalt – und von einer Gesellschaft, 
die diese Vielfalt aushält. Auch und gerade dort, wo sie 
uns etwas abverlangt. Diskussionen gehören in die Mit-
te, nicht an die Ränder. Denn Ausgrenzung beschleunigt 
das Auseinanderdriften unserer Gesellschaft – und ist 
kein demokratisches Mittel der Auseinandersetzung. 
Und zu dieser Vielfalt gehört nicht nur, was jedem von 
uns gefällt. Sondern all das, was Mitbürger, Mit-
menschen von uns umtreibt, sie beschäftigt, was Sorgen 
bereitet, bei ihnen manchmal auch Ängste auslöst. Un-
ser Anspruch war daher stets klar: Probleme nicht nur 
benennen, sondern lösen und das Wohlstands- und Si-
cherheitsversprechen des Staates einlösen. 

Wenn wir Debatten in unserer politischen Mitte ver-
weigern, stärken wir die politischen Ränder. Wir brau-
chen daher eine neue Debattenkultur und eine echte 
Meinungsfreiheit in der Mitte unserer Gesellschaft. 
Jetzt gilt es, die Menschen hinter der Brandmauer zu 
erreichen und sie wieder für die Mitte zu begeistern. 
Wir brauchen Brücken in die Mitte statt Brandmauern 
gegen Wähler. Das kann nur die Union, das ist jetzt un-
ser Auftrag.

Zur Halbzeit der christlich-sozialen Koalition in Hessen 
richten wir den Blick nach vorn. In der zweiten Hälfte 
dieser Legislaturperiode werden wir den erfolgreichen 
Weg unserer Renaissance der Realpolitik fortsetzen: 
Bildung, Integration und Investitionen treiben wir wei-
ter voran. Wir setzen den Hessenplan um, stärken mit 
dem kürzlich vorgestellten Bildungschancenpaket un-
sere Schüler in den Kernkompetenzen Deutsch sowie 
Mathematik und setzen als erstes Bundesland auf ver-
pflichtenden KI-Unterricht. Dazu schaffen wir 5G-
Empfang in allen Regionen, nutzen Künstliche Intelli-
genz für einen besseren Staat, bringen ein Integrations-
gesetz mit klaren Pflichten auf den Weg und setzen die 
Schlankheitskur für die Verwaltung fort. 

Vertrauen in Demokratie und Staat entsteht 
vor Ort

Genau darin liegt auch die größte Stärke der Union: 
Seit Jahrzehnten übernehmen wir mit Verlässlichkeit, 
einem klaren Kompass und einer legendären Ge-
schlossenheit Verantwortung in den Kommunen, im 
Land und darüber hinaus. In diesem Sinne freue ich 
mich, Sie Anfang November zum Kommunalkongress 
der KPV in der hessischen Brüder-Grimm-Stadt Hanau 
begrüßen zu dürfen.



10

Foto: © cookiecutter/stock.adobe.com

Für den legendären US-Investor Charlie Munger war 
menschliches Verhalten in einem Punkt ziemlich einfach zu 
erklären: „Show me the incentive and I will show you the out-
come.“ Frei übersetzt: Zeig mir den Anreiz, und ich sage dir, 
was passiert. Dieser Gedanke lohnt sich auch beim Blick auf 
Deutschlands digitale Souveränität.

Deutschlands digitale 
Souveränität entschei-
det mit darüber, ob 
Deutschland und Euro-
pa bei Schlüsseltechno-
logien handlungsfähig 
bleiben, eigene Lösungen 
entwickeln und Wert-
schöpfung in Europa 
halten können. 

Doch diese Souveräni-
tät entsteht nicht allein 
durch Strategien, Förderprogramme oder Initiativen. 
Dafür braucht es die passende Infrastruktur – und gera-
de bei Künstlicher Intelligenz und Cloud-Technologien 
heißt das: ausreichende Rechenzentrumskapazitäten. 
Und damit wird aus einer großen technologiepoliti-
schen Debatte eine sehr praktische Frage: Was muss 
Standortpolitik leisten, damit Kommunen die Investiti-
onen in digitale Infrastruktur mittragen?

Ob eine solche Infrastruktur entsteht, entscheidet sich 
häufig in Rathäusern und Gemeindevertretungen. Am 

Ende muss ein Bürgermeister oder eine Stadtverord-
netenversammlung erklären können, warum sich ein 
Rechenzentrum für den Standort lohnt. Und so zeigt 
sich hier besonders deutlich, was die viel zitierten „gu-
ten Rahmenbedingungen“ bedeuten.

Ein Beispiel dafür haben wir kürzlich in Hessen erlebt. 
In Groß-Gerau sollte ein Rechenzentrum entstehen – 
für rund 2,5 Milliarden Euro. Doch die Stadtverordne-
ten lehnten das Projekt ab. Auch eine enorme Investiti-
onssumme sorgt also nicht automatisch für Akzeptanz. 
Kommunen fragen zu Recht, was eine Ansiedlung für 
sie konkret bedeutet. Wenn dieser Nutzen nicht er-
kennbar ist, wird fehlende Akzeptanz zum Engpass für 
notwendige Investitionen. 

Hessen zeigt, welches wirtschaftliche Po-
tenzial in digitaler Infrastruktur steckt

Gleichzeitig zeigt Hessen, welches wirtschaftliche Po-
tenzial in dieser Infrastruktur steckt. Das Rhein-Main-
Gebiet gehört zu den führenden Rechenzentrums-
standorten Europas. Hier befindet sich mit dem DE-
CIX Europas größter Internetknoten. Google erweitert 

Digitale Souveränität

Rechenzentren brauchen 
Akzeptanz vor Ort

Prof. Dr. Kristina Sinemus
Ministerin für Digitalisierung und 
Innovation des Landes Hessen
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derzeit sein 2023 eröffnetes Rechenzentrum in Hanau, 
das eines der modernsten in Deutschland ist. Auch 
Oracle investiert zwei Milliarden US-Dollar in seine KI- 
und Cloud-Infrastruktur, einschließlich zusätzlicher 
Kapazitäten in Frankfurt. 

Für die Kommunen bringt ein neues Rechenzentrum 
aber konkrete Aufgaben mit sich. Flächen müssen ge-
funden, Planungsverfahren bewältigt und Infrastruk-
turfragen gelöst werden. Rechenzentren sind zudem 
extrem kapitalintensiv, brauchen aber im laufenden 
Betrieb vergleichsweise wenige Beschäftigte. Das hat 
auch steuerliche Folgen. Und genau hier hat Politik Ge-
staltungsspielraum. Zum Beispiel bei der Gewerbe-
steuer. Wird sie auf mehrere Standorte eines Unter-
nehmens verteilt, richtet sich ihr Anteil bislang im 
Wesentlichen nach den dort gezahlten Arbeitslöhnen. 
Vereinfacht gesagt: Wo viele Beschäftigte arbeiten, lan-
det ein größerer Anteil der Gewerbesteuer. 

Diese Regelung stammt aus einer Zeit, in der Wert-
schöpfung häufig eng verbunden war mit vielen Ar-
beitsplätzen an einem Standort. Bei hoch automati-
sierten Rechenzentren bildet diese Regel die Realität 
aber kaum noch ab. So kommt es, dass eine Kommune 
mitunter Fläche und Infrastruktur für eine Milliarden-
investition bereitstellt – aber trotzdem nur einen ver-
gleichsweise kleinen Teil der Gewerbesteuer erhält. 
Diesen Fehlanreiz gilt es zu beseitigen.

Kommunen, in denen Rechenzentren ste-
hen, sollen künftig einen größeren Anteil der 
Gewerbesteuer erhalten 

Hessen hat sich deshalb dafür eingesetzt, die Regel zu 
ändern, nach der die Gewerbesteuer zwischen den be-
teiligten Kommunen aufgeteilt wird – im Steuerrecht 
heißt das „Zerlegungsmaßstab“. Kommunen, in denen 
Rechenzentren stehen, sollen künftig einen größeren 
Anteil der Gewerbesteuer erhalten. Die Steuerbelas-
tung der Unternehmen steigt dadurch nicht. Verändert 
wird nur, wie die ohnehin anfallende Gewerbesteuer 
verteilt wird. So sieht sinnvolle Standortpolitik aus: 

Kommunen werden stärker am wirtschaftlichen Nut-
zen beteiligt – und die Chancen für Investitionen in di-
gitale Infrastruktur steigen.

Ein von meinem Ministerium beauftragtes Rechtsgut-
achten hat diesen Weg im Grundsatz bestätigt und zwei 
konkrete Vorschläge fürs Gesetzgebungsverfahren ge-
macht: Die Regel sollte auch Betreiber erfassen, die ne-
ben Rechenzentren weitere IT- oder Energiedienstleis-
tungen anbieten. Außerdem empfehlen die Gutachter, 
die Nennanschlussleistung der Informationstechnik 
zu berücksichtigen – vereinfacht gesagt die Leistung, 
für welche die eigentliche IT eines Rechenzentrums 
ausgelegt ist. So ließe sich die tatsächliche Größe einer 
Anlage realistischer abbilden. 

Zugegeben: Eine andere Verteilung der Gewerbesteuer 
wird nicht jeden Konflikt lösen. Über Fläche, Energie-
versorgung und Netze wird weiter diskutiert werden 
müssen. Politik kann aber dafür sorgen, dass Kommu-
nen, die einen wichtigen Teil unserer digitalen Infra-
struktur beherbergen und die dringend für die digitale 
Transformation benötigt werden, auch angemessen an 
deren wirtschaftlichem Nutzen beteiligt werden.

Deutschland braucht zusätzliche Rechenzentren. 
Kommunen wiederum brauchen gute Gründe, Investi-
tionen in digitale Infrastruktur mitzutragen. Und da-
mit sind wir wieder bei Charlie Munger: Gute Entschei-
dungen hängen auch von guten Anreizen ab.

Das Bundeskabinett hat in sei-
ner Sitzung am 02.09.2026 den 
Regierungsentwurf für ein Ein-
kommensteuerreformgesetz 
2027 beschlossen und in das 
Gesetzgebungsverfahren ein-
gebracht. Vorgesehen ist auch 
die Einführung eines besonde-
ren gewerbesteuerlichen Zerlegungsmaßstabes für 
Rechenzentren ab dem Erhebungszeitraum 2027 (§ 29 
Abs. 1 Nr. 4 GewStG-E). 
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Die Menschen in Rheinland-Pfalz müssen sich darauf verlas-
sen können, dass die grundlegenden Dinge funktionieren: 
eine gute medizinische Versorgung, gute Schulen und Kitas, 
Einkaufsmöglichkeiten und vernünftige Verbindungen von A 
nach B - und zwar unabhängig davon, wo sie leben. Das ist 
für den Ministerpräsidenten und CDU-Vorsitzenden von 
Rheinland-Pfalz, Gordon Schnieder MdL,  der Kern gleich-
wertiger Lebensverhältnisse.

Dabei muss gerade in ei-
nem ländlich geprägten 
Flächenland wie Rhein-
land-Pfalz nicht überall 
alles gleich sein. Unsere 
Städte stehen vor ande-
ren Herausforderungen 
als unsere Dörfer. Was in 
meiner Heimat in der 
Eifel funktioniert, muss 
nicht automatisch die 
richtige Lösung für die 
Pfalz oder den Wester-
wald sein.

Aber der Wohnort darf nicht darüber entscheiden, ob 
ich einen Arzt erreiche, zuverlässig zur Arbeit komme 
oder mein Kind eine gute Schule besuchen kann. Diese 
Freiheit, selbst zu entscheiden, wo man leben möchte, 
ohne bei grundlegenden Dingen Abstriche machen zu 

müssen, zu erhalten und bestmöglich zu stärken, ist 
das Ziel meiner Landesregierung.

Die besten Entscheidungen für die Menschen 
werden dort getroffen, wo sie leben

Deshalb richten wir unseren Blick direkt auf unsere 
Städte und Gemeinden. Wir wissen: Die besten Ent-
scheidungen für die Menschen vor Ort werden  dort ge-
troffen, wo sie leben. Die Verantwortlichen wissen am 
besten, was ihre Gemeinde braucht. Zudem lässt sich 
vieles auf kommunaler Ebene schneller umsetzen als 
auf Landesebene. Unsere Aufgabe als Landesregierung 
ist es deshalb, unseren Kommunen den hierfür not-
wendigen Spielraum zu geben. Damit sie vor Ort wirk-
lich in die Gestaltung kommen können, müssen sie 
aber dafür auch die finanziellen Möglichkeiten haben.

Genau hier stehen in dieser Legislaturperiode wichtige 
und wegweisende Entscheidungen an. Wir haben uns 

Gleichwertige Lebensverhältnisse

Gut leben in Stadt und Land

Gordon Schnieder MdL
Ministerpräsident und 
CDU-Vorsitzender des Landes 
Rheinland-Pfalz
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als schwarz-rote Regierungskoalition im Koalitions-
vertrag dazu bekannt, die finanzielle Situation unserer 
Kommunen bereits ab 2027 spürbar zu verbessern. 
Dies wird bereits eine zentrale Rolle bei der Aufstel-
lung des Doppelhaushalts 2027/2028 spielen. Gleich-
zeitig investieren wir mit dem Rheinland-Pfalz-Plan 
insgesamt 5,4 Milliarden Euro in Bildung, Klima und 
Infrastruktur. Ein großer Teil dieses Geldes, nämlich 
insgesamt rund 3,5 Milliarden Euro, kommt unmittel-
bar unseren Kommunen zugute. 600 Millionen Euro 
hat das Land hier zusätzlich zur Verfügung gestellt.

Ein handlungsfähiger Staat beginnt für viele Menschen 
in ihrem Rathaus und vor ihrer Haustür. Besonders 
deutlich wird dies bei der Gesundheitsversorgung. Für 
mich ist klar: Wer auf dem Land lebt, darf bei der medi-
zinischen Versorgung nicht schlechter gestellt sein. 
Natürlich kann nicht jedes Krankenhaus jede Behand-
lung anbieten. Aber eine gute und erreichbare Grund-
versorgung muss überall gewährleistet sein.

Deshalb stellen wir die Krankenhausversorgung in 
Rheinland-Pfalz verlässlich auf. Mit zusätzlichen Medi-
zinstudienplätzen stärken wir darüber hinaus langfris-
tig die ärztliche Versorgung. Entscheidend ist nicht, 
dass die medizinische Versorgung in Mainz und in der 
Vulkaneifel identisch aussieht - entscheidend ist, dass 
sie für die Menschen erreichbar und verlässlich ist.

Dasselbe gilt für die Mobilität. Im ländlichen Raum 
bleibt das Auto für viele Menschen unverzichtbar. Dort 
wie auch in unseren Städten ist ein leistungsfähiger öf-
fentlicher Nahverkehr entscheidend. Deshalb investie-
ren wir in Bus und Bahn und gleichzeitig in unsere 
Straßen und die Elektrifizierung von Bahnstrecken. 
Darüber hinaus haben wir uns in unserem Koalitions-
vertrag zu einem Ziel bekannt, das konkret die Men-
schen entlastet: der Abschaffung der Straßenausbau-

beiträge. Bei einem solch großen Projekt mit den ent-
sprechenden Finanzbedarfen sind verlässliche Grund-
lagen und die Planungssicherheit für Grundstücksbe-
sitzer wie Kommunen besonders wichtig. Für die 
Umsetzung haben wir uns auf eine schrittweise Ab-
schaffung verständigt. Die Frage, welcher Schritt mit 
welchen finanziellen Mitteln zu welchem Zeitpunkt er-
folgen kann, spielt natürlich bereits eine zentrale Rolle 
bei der diesjährigen Aufstellung des nächsten Doppel-
haushalts.

Eine wichtige Grundlage für gleichwertige Lebensver-
hältnisse legt die Politik außerdem mit dem Landes-
entwicklungsprogramm (LEP). Mit der Aufstellung des 
LEP V schaffen wir Planungsräume und Möglichkeiten, 
gleichwertige Lebensverhältnisse zu erhalten und aus-
zubauen. Dazu werden wir gemeinsam an einer Viel-
zahl von Stellschrauben drehen, die Planungsgrundla-
gen für Rheinland-Pfalz neu justieren und für die 
Zukunft aufstellen. Mit der Ausgestaltung der Pla-
nungsgrundlagen, aber auch mit spezifischer Förde-
rung werden wir in den kommenden Jahren dazu bei-
tragen, sowohl unsere Städte als auch unsere Dörfer 
als lebenswerte Orte des Miteinanders zu erhalten.

Mehr als 1,4 Millionen Bürgerinnen und Bür-
ger engagieren sich ehrenamtlich 

Gleichwertige Lebensverhältnisse kann der Staat aller-
dings nicht allein schaffen. Rheinland-Pfalz lebt davon, 
dass Menschen nicht nur Verantwortung füreinander 
übernehmen, sondern auch für den Ort, an dem sie le-
ben. Mehr als 1,4 Millionen Rheinland-Pfälzerinnen 
und Rheinland-Pfälzer engagieren sich ehrenamtlich. 
Sie trainieren Kinder im Sportverein, löschen Brände 
bei der Freiwilligen Feuerwehr, organisieren Feste, en-
gagieren sich in Kirchen, Initiativen oder der Kommu-
nalpolitik. Sie gestalten Heimat. 

Unsere Aufgabe als Landesregierung ist es, dafür die 
richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen: mit einer 
gezielten Förderung und Unterstützung des Ehren-
amts, aber auch mit einer hohen Anerkennungskultur. 
Das beste Beispiel dafür ist die landesweite Ehren-
amtskarte, mit der wir gemeinsam mit den beteiligten 
Kommunen herausragendes Engagement würdigen. 

Starke Kommunen, eine verlässliche Infra-
struktur und ein Staat, der funktioniert

Die Landesregierung steht für starke Kommunen, eine 
verlässliche Infrastruktur und einen Staat, der funktio-
niert. Damit die Menschen selbst entscheiden können, 
wo sie ihr Leben aufbauen wollen. Und damit ist die 
Antwort auf die Frage, ob man in Rheinland-Pfalz gut 
leben kann, überall dieselbe: Ja.
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Sicherheit und Ordnung im öffentlichen Raum beeinflusst 
maßgeblich unser Lebensgefühl. Ob tatsächlich oder „nur“ 
gefühlt, Überall in Stadt und Land möchten sich die Men-
schen frei und ohne Angst bewegen. Wer sich ernsthaft um 
dieses Thema kümmern will, muss ehrlich Probleme benen-
nen, analysieren und an den Lösungen arbeiten. Wie das ge-
lingen kann, erfahren Sie in dem „Thesenpapier zur Stär-
kung des Sicherheitsgefühls im öffentlichen Raum“.

Die Aufrechterhaltung 
von Sicherheit und Ord-
nung im öffentlichen 
Raum ist einer der we-
sentlichen Legitimati-
onsgründe des Staates. 
Versagt er hier und kann 
seine Bürgerinnen und 
Bürger nicht mehr schüt-
zen, ob gefühlt oder tat-
sächlich, entgleitet ihm 
nicht nur die Kontrolle, 
sondern dann geht auch 
Legitimation verloren. 
Elementar ist daher, dass 
sich alle Bürgerinnen und Bürger beim Aufenthalt im öf-
fentlichen Raum zu jeder Zeit sicher und wohl fühlen kön-
nen. 

Laut der Kriminalitätsstatistik 2025 des Bundeskrimi-
nalamtes sank die Zahl der Straftaten um 5,6 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr. Die Gewaltkriminalität ist 
erstmals seit 2021 zurückgegangen. Die Anzahl an er-
fassten nichtdeutschen Tatverdächtigen oder der tat-
verdächtigen Zugewanderten ist im Vergleich zum 
Vorjahr ebenfalls gesunken. Statistik ist aber nur eine 
Seite der Medaille, gefühlte Sicherheit die andere. Laut 
ARD-Deutschlandtrend vom 6. November 2025 fühlt 
sich dennoch jeder Zweite im öffentlichen Raum unsi-
cher; 2017 sagten noch drei von vier Deutschen, sie 
fühlten sich im öffentlichen Raum, also auf öffentli-
chen Plätzen, Straßen, in Parks oder öffentlichen Ver-
kehrsmitteln sehr sicher bzw. sicher. 

Unser Anspruch als Christlich-Demokratische Union 
ist es, das Vertrauen der Menschen in die Handlungsfä-
higkeit unseres Staates zu stärken, rechtsfreie Räume 

Öffentlicher Raum

Sicherheitsgefühl der 
Menschen stärken

Thomas Kufen
Oberbürgermeister von Essen, 
Vorsitzender des Städtetages 
Nordrhein-Westfalen und 
Mitglied des Bundesvorstandes 
der CDU Deutschlands
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nicht erst entstehen zu lassen und für eine Lebensqua-
lität zu sorgen, auf die die Menschen zu Recht stolz sein 
können.

Wir wollen das Sicherheitsgefühl besonders in den 
Innenstädten mit folgenden Maßnahmen verbessern:

Es bedarf einer Stärkung des Kommunalen Ordnungs-
dienstes (KOD) mit verbesserter Schutzausrüstung, 
einheitlichen Ausbildungssstandards sowie Aufnahme 
in den BOS-Funk, um die Sicherheit im öffentlichen 
Raum zu erhöhen. Ziel ist es, den KOD als Partner der 
Polizei zu etablieren.

Dazu gehört auch, den Einsatz der Videobeobachtung 
in den Kompetenzbereich der Kommunen zu überfüh-
ren und auf kommunale Erfordernisse anzupassen. 
Zusätzlich zu der grundsätzlichen Überführung in den 
Kompetenzbereich der Kommunen sollte mit der zu-
nehmenden Digitalisierung auch die KI-gestützte Ana-
lyse mitgedacht und entsprechende Möglichkeiten er-
öffnet werden. 

Beispiel aus der Praxis: Das sogenannte Mannheimer 
Modell, bei dem Videoüberwachung mit intelligenter 
Software kombiniert wird, um auffällige Bewegungs-
muster oder eskalierende Situationen frühzeitig zu er-
kennen. Entsprechende Kompetenzen sind dringend 
notwendig, um Angsträume zu reduzieren, bei Bedarf 
schnell zu handeln und die Strafverfolgung zu er-

leichtern. Datenschutz darf nicht zu Täterschutz wer-
den!

Auch wenn Sicherheit im öffentlichen Raum viele Ar-
beitsfelder und Beteiligte einbeziehen muss, bleibt die 
Landespolizei erster Ansprechpartner bei Sicherheit 
und Ordnung. Sie kann aber nur so gut sein, wie sie 
personell und materiell vom Land für ihren Einsatz 
ausgestattet wird. Hier bedarf es weiterer Anstrengun-
gen, gerade mit Blick auf sich verändernde Gefahren-
lagen.

Gerade mit Blick auf gestiegene Bedrohungsszenarien 
durch Terrorismus, Islamismus und extremistischer 
Gewalt von links und rechts, sind mehr Anstrengungen 
von Bund und Ländern notwendig, um diesen Heraus-
forderungen gerecht zu werden. Kommunen sind hier 
auf Unterstützung von Landes- und Bundesbehörden 
angewiesen, die auch nachrichtendienstliche Tätigkei-
ten entwickeln und einsetzen müssen.

Sicherheit im öffentlichen Raum muss nicht nur ge-
währleistet, sondern für die Bürgerinnen und Bürger 
auch sichtbar und erlebbar sein. Gerade das subjektive 
Sicherheitsgefühl entsteht wesentlich durch erkenn-
bare Präsenz, klare Zuständigkeiten und unmittelbare 
An-prechbarkeit staatlicher Akteure. 

Beispiel aus der Praxis: Die Stadt Essen und das Poli-
zeipräsidium Essen haben den mobilen Sicherheits-
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Punkt entwickelt, der flexibel im Stadtgebiet eingesetzt 
werden kann. Er fungiert als gemeinsame, niedrig-
schwellige Anlaufstelle von Polizei und Ordnungsamt 
und bietet Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, 
Anliegen direkt vor Ort anzusprechen. Durch die räum-
liche Präsenz und die enge Zusammenarbeit aller Be-
teiligten entstehen kurze Wege, schnelle Reaktionen 
und ein unmittelbar wahrnehmbares Sicherheitsange-
bot. Ebenfalls wurde durch die Polizei Essen die Prä-
senz- und Kontrolleinheit (PKE) eingerichtet. Diese uni-
formierte, flexibel einsetzbare Einheit reagiert auf 
temporäre Beschwerde- und Kriminalitätsschwer-
punkte im gesamten Zuständigkeitsbereich. Sie zeigt 
gezielt Präsenz an neuralgischen Punkten, greift bei Re-
gelverstößen konsequent ein und sucht zugleich den 
Dialog mit der Bevölkerung. Ein weiteres Beispiel für 
die gute Zusammenarbeit zwischen Polizei und kom-
munalen Ordnungskräften sind die im Essener Ord-
nungsamt eingesetzten Besonderen Verbindungskräf-
te (BVK). Hier sind die Einsatzkräfte im Abend- und 
Nachtbereich tätig und übernehmen Einsätze, die in 
der Vergangenheit in der Regel durch die Polizei wahr-
genommen wurden.

Vandalismus und Vermüllung besonders auch von 
Schulhöfen oder Spielplätzen sind für Anwohner, Nut-
zer und Stadtverwaltung überaus ärgerlich, schaden 
der Lebensqualität und der Attraktivität des Quartiers. 
Die Kontrolle der Plätze und Orte braucht viel perso-
nelle Ressourcen. Hinzu kommt: wenn sich Anwohner 
beschweren, sind die Täter oftmals bereits verschwun-
den, wenn die Einsatzkräfte vor Ort eintreffen und der 
personelle Einsatz läuft ins Leere. Da lässt sich ändern.

Beispiel aus der Praxis: Die Stadt Gelsenkirchen hat 
unter Nutzung von Künstlicher Intelligenz (KI) und 
Radartechnologie gute Erfolge erzielt, um dem Pro-
blem Herr zu werden. Da keine personenbezogenen 
Daten genommen werden, ist die Methode bereits heu-
te datenschutzkonform und der KOD kommt nur zum 
Einsatz, wenn die KI aufgrund zuvor festgelegter Rah-
menbedingungen die Leitstelle alarmiert. Die Stadt 
Gelsenkirchen kam zum Ergebnis, dass der Einsatz der 
Technik einen positiven Einfluss auf die Ordnungslage 
der Stadt hat und die Streifengänge des KOD effektiver 
geworden sind.

Sicherheit ist vielfach ein Gefühl, das von verschiede-
nen Faktoren abhängt. Neben der sozialen oder physi-
schen Ordnung im Stadtraum, nimmt die Gestaltung 
des Raumes eine wichtige Rolle ein. Besonders in den 
Randzeiten und Nachstunden ist die Beleuchtung be-
sonders in den Fokus zu nehmen. „Helle“ Beleuchtung 
bedeutet dabei nicht automatisch „gute“ Beleuchtung. 
Hier bedarf es einer angemessenen Lichtplanung die 
die Komponenten Sicherheit, Ökologie und Ökonomie 
Rechnung trägt. 

Eine entscheidende Rolle für die Stärkung von Sicher-
heit und gesellschaftlichem Zusammenhalt spielt die 
qualitativ hochwertige Bespielung des öffentlichen 
Raumes durch Veranstaltungen. Märkte, Stadtfeste 
oder kulturelle Events machen Plätze zu lebendigen 
Treffpunkten. Gerade deshalb braucht es für die Schaf-
fung und Absicherung solcher Veranstaltungen jedoch 
klare Rahmenbedingungen. Erforderlich sind bundes-
weit einheitliche Sicherheitsstandards, die für alle 
Kommunen gelten und Planungssicherheit schaffen. 
Ebenso not-wendig ist eine eindeutige Regelung der 
Zuständigkeiten, insbesondere bei Maßnahmen der 
Terrorabwehr, die über die originären Aufgaben der 
Städte hinausgehen. Schließlich bedarf es einer ver-
lässlichen Finanzierung durch Bund und Länder.

Messergewalt, die zuletzt stark angestiegen ist, ist zu-
meist jung, männlich und hat einen Migrationshinter-
grund. Die Änderungen des Waffengesetzes in den 
letzten beiden Jahren waren wichtige Schritte zur Be-
kämpfung der Messergewalt. Es ist hier jedoch wichtig, 

Foto: © EKH-Pictures/stock.adobe.com
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die geltenden Rechtsvorschriften dahingehend zu 
überprüfen, ob beispielsweise die Einrichtung von 
Waffen- bzw. Messerverbotszonen und entsprechende 
Kontrollmöglichkeiten auch den Kommunen ermög-
licht werden. 

Auch die Justiz ist gefordert. So ist es unbedingt erfor-
derlich, Rechtsverstöße und Gewalttaten konsequent 
so zu ahnden, dass die Strafe „auf dem Fuße“ folgt und 
in angemessener Relation mit den Folgen für das Opfer 
steht. Die Akzeptanz unseres Rechtssystem lebt da-
von, dass verhängte Strafen auch als gerecht empfun-
den werden.

Bundesweit kam es in der Vergangenheit immer wie-
der zu Gewalttaten psychisch auffälliger und kranker 
Personen. Um die Bevölkerung besser zu schützen und 
das Sicherheitsgefühl im öffentlichen Raum zu stär-
ken, muss geprüft werden, wie bestehende gesetzliche 
Grundlagen, wie etwa das Gesetz über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (Psy-
chKG), weiterentwickelt oder ergänzt werden müssen, 
um ein rechtssicheres und effektives Handeln der zu-
ständigen Behörden zu ermöglichen.

Alkoholausgabe an Trinkhallen, Tankstellen, Büdchen 
oder sogenannten Spätis nach 22 Uhr vereinfachen 
nicht nur den schnellen und billigen Konsum von Alko-
hol. Sie sind gerade dort, wo es an öffentlichen Plätzen, 
Spielplätzen oder Parks immer wieder zu Lärmbelästi-
gung, Vermüllung oder sogar Auseinandersetzungen 
kommt, ein Ärgernis. Eine Regelung in Richtung eines 
Verbots der Ausgabe nach 22 Uhr an solchen Ausgabe-
stellen würde nicht nur die getrunkene Menge Alkohol 
sondern auch die unschönen Begleiterscheinungen 
des übermäßigen Konsums reduzieren.

Die Angst vor Überfällen und sexualisierter Gewalt ist 
weit verbreitet und betreffen nicht nur Frauen, auch 
wenn diese die größte Opfergruppe sind. Auch wenn es 
ein gesellschaftliches Problem ist, das nur durch mehr 
Sicherheit für alle sowie klarer Kante gegen Täter in 
den Griff zu bekommen ist, können Kommunen Hilfe-
stellung leisten.

Beispiel aus der Praxis: Die Kampagne „Luisa ist hier!“, 
die 2016 vom Frauen-Notruf Münster initiiert wurde. 
Sie richtet sich an Frauen und Mädchen, die sich im öf-
fentlichen Raum oder in der Partyszene unwohl, beläs-
tigt oder bedrängt fühlen. In teilnehmenden Einrichtun-
gen können sie sich mit der Codefrage „Ist Luisa hier?“ 
an das Personal wenden und erhalten diskrete Unter-
stützung. Die Kampagne bietet ein niedrigschwelliges 
Hilfsangebot und kann unterstützt und flächendeckend 
etabliert werden. Sichtbare Hinweise wie Plakate oder 

Aufkleber machen deutlich, dass die teilnehmenden 
Orte Verantwortung übernehmen und sichere Räume 
schaffen.

Der stationäre Einzelhandel belebt Ortsmitten und In-
nenstädte, während der Onlinehandel diesen immer 
mehr unter Druck setzt. Zwischen beiden gibt es kei-
nen fairen Wettbewerb, was nicht zuletzt bei der Bezah-
lung, Arbeitsbedingungen, Vorteile der Onlinehändler 
bei der Steuergestaltung, unterdrückte betriebliche 
Mitbestimmung, hohe Vor-Ort-Mieten etc. deutlich 
wird. Diese wichtige Gestaltungsaufgabe erfordert öf-
fentliche Mittel, denn eine nachhaltige Stadtentwick-
lung kostet Geld. Städten und Gemeinden sind daher 
die hierfür notwendigen Steuermittel in angemessener 
Höhe bereitzustellen, wenn deren eigene Finanzkraft 
nicht ausreicht.

Beispiel aus der Praxis: Seit über 55 Jahren unterstüt-
zen Bund und Länder die Kommunen bei der Gestal-
tung attraktiver und nachhaltiger Wohn- und Lebens-
räume. Mit dem aktuellen Förderprogramm stellt der 
Bund eine Milliarde Euro jährlich für die Städtebauför-
derung bereit. Das gibt den Kommunen Planungssi-
cherheit für Investitionen in die Entwicklung sicherer 
Innenstädte und des öffentlichen Raums.

Foto: © graja/stock.adobe.com
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Kongress-kommunal 2026

Organisatorische Hinweise
Organisation:
Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und CSU 
Deutschlands
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin
Telefon: 030 22070470 
E-Mail: info@kpv.de 
Internet: https://kpv.de

Tagungsbeitrag:
Der Beitrag in Höhe von 45 Euro wird bei Aushändi-
gung der Unterlagen im Tagungsbüro erhoben.

Tagungsort: 
Congress Park Hanau (CHP)
Schlossplatz 1
63450 Hanau

Tagungsbüro:
Das Tagungsbüro ist am 6. November 2026 von 12.00 
bis 20.00 Uhr und am 7. November 2026 von 8.30 Uhr 
bis Tagungsende geöffnet.
Telefon: 030/ 220 70 470
E-Mail: info@kpv.de  

Ihre Teilnahme:
Die Teilnahme ist nur nach vorheriger verbindlicher 
Anmeldung möglich. Sie erhalten eine schriftliche Be-
stätigung, die Sie für den Einlass zum Kongress benöti-
gen. 
Mit der Teilnahme an der Veranstaltung wird das Ein-
verständnis zur Erstellung von Bildaufnahmen im Rah-
men des Kongresses sowie zur Verwendung und Ver-
öffentlichung solcher Bildnisse zum Zwecke der 
öffentlichen Berichterstattung über den Kongress-
kommunal erklärt.

Anreise mit dem Auto
Der Congress Park Hanau ist in der gesamten Stadt gut 
ausgeschildert, folgen Sie bitte der Beschilderung 
„CPH“ oder dem Parkleitsystem Richtung „CPH / 
Schwimmbad“. Hinweis: Sollte Ihr Navigationsgerät die 
oben genannte Adresse nicht erkennen, geben Sie bitte 
„Heinrich-Bott-Straße“ ein.

Parkmöglichkeiten am Congress Park Ha-
nau:
Tiefgarage (Schlossplatz 1, unter dem CPH) mit 63 
Stellplätzen 
Parkhaus CPH / Schwimmbad (Eugen-Kaiser-Straße) 
mit 230 Stellplätzen

Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln
Hanau ist Fernverkehrshalt mit zahlreichen ICE-
Zügen. Vom Hauptbahnhof aus fährt die Stadtbuslinie 2 
direkt zum Congress Park Hanau (Haltestelle „Nordstra-
ße“, Nähe Schlossgarten). Die Linien 3 und 10 fahren 
ebenfalls den CPH an.

Vom ca. 300 m entfernten Freiheitsplatz bestehen re-
gelmäßig und bis in die Nacht hinein Verbindungen in 
alle Hanauer Stadtteile sowie zum Hauptbahnhof (Li-
nie 2 und 7). Weitere Infos finden Sie bei der Hanauer 
Straßenbahn GmbH: ttps://www.hsb.de/ und beim 
Rhein Main Verkehrsverbund: https://www.rmv.de/.

Übernachtung
Wir haben ein Zimmerkontingent in Hanau für Sie re-
serviert. Weitere Informationen finden Sie auf unserer 
Homepage. Wir empfehlen außerdem, die Angebote auf 
Vermittlungsportalen wie HRS.de oder booking.com zu 
prüfen, um das beste Angebot für Ihren Aufenthalt in 
Hanau zu finden.

Foto: © Bernhardt Link
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ALTUS renewables GmbH
Kleinoberfeld 5, 
76135 Karlsruhe
Ansprechpartner: 
Thorsten Wehner
t-wehner@altus-re.de
www.altus-re.de
Tel.: 0160 7850260

Ark Software GmbH
Am Kartoffelgarten 14
81671 München
hello@ark-climate.de

BDEW Bundesverband der Energie-
und Wasserwirtschaft e.V.
Reinhardtstraße 32, 
10117 Berlin
doris.schneider@bdew.de
www.bdew.de

brain-SCC GmbH
Fritz-Haber-Straße 9, 06217 Merseburg
Tel.: 03461 84130-10
info@brain-scc.de
Ansprechpartner: 
Sirko Scheffler & Martin K. Halliger

Bundesamt für die Sicherheit der 
nuklearen Entsorgung
Wegelystraße 8
10623 Berlin
kommunen@base.bund.de 

Bundesverband wirfahren
Stresemannstraße 78, 
10963 Berlin
kontakt@wirfahren.de
Tel.: 030 4050292720

charGER e. V.
Saarbrücker Straße 24, Haus B
10405 Berlin
Ansprechpartner:
Manuel Pilsinger
kontakt@charger-verband.de

DB InfraGO AG
Ressort Personenbahnhöfe
Europaplatz 1
10557 Berlin
Ansprechpartner:
Friedemann Keßler
Tel.: 030 2976 5050
friedemann.kessler@deutschebahn.com
www.dbinfrago.com 

Debeka Krankenversicherungsverein a. G.
Debeka-Platz 1, 56073 Koblenz
Ansprechpartner: Dr. Andreas Necknig
Beauftragter für politische Organisationen
Tel.: 02 61 4 98 – 13 89
Andreas.Necknig@debeka.de

Deutscher Sparkassen- und 
Giroverband e. V.
Charlottenstraße 47, 
10117 Berlin
www.dsgv.de

ekom21 – KGRZ Hessen 
Carlo-Mierendorff-Straße 11, 
35398 Gießen
Tel: 0641 9830 0
Ansprechpartnerin: Sarah Kautzmann
sarah.kautzmann@ekom21.de

GELSENWASSER AG
Willy-Brandt-Allee 26, 
45891 Gelsenkirchen
Ansprechpartner: Dr. Arnt Baer
arnt.baer@gelsenwasser.de

GOLDBECK GmbH
Ummelner Str. 4-6, 33649 Bielefeld
Tel. 0521 9488-0
goldbeck.de

GovTech Deutschland
Max-Urich-Straße 3, 13355 Berlin
office@gov.tech
www.gov.tech

GVV Kommunalversicherung VVaG
Aachener Str. 952-958,  50933 Köln
www.gvv-kommunal.de
info@gvv.de
Tel.: 0221 4893 - 939
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HSH GmbH|VOIS Software
Rudolf-Diesel-Straße 2, 
16356 Ahrensfelde
Ansprechpartner: 
Sven Knochmuß 
(Vertriebsleitung HSH GmbH)
Tel.: 030 94004-300

KGSt
Kommunale Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsmanagement
Gereonstr. 18-32, 
50670 Köln
Tel.: 0221 37689-0
kgst@kgst.de, 
www.kgst.de

Kommunalpolitisches Bildungswerk 
Berlin e.V.
Paul-Lincke-Ufer 8b, 
10999 Berlin
Tel.: 030 20 45 09 32
E-Mail: info@kbb-berlin.de
https://kbb-berlin.de

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
KommunalAkademie
Rathausallee 12, 
53757 Sankt Augustin
kommunalakademie@kas.de
Tel.: 02241 246-4423

KSV Mediengesellschaft mbH & Co. KG
Konrad-Adenauer-Ring 13, 
65187 Wiesbaden
Tel. 0611-8 80 86 10
vertrieb@ksv-medien.de
www.ksv-medien.de
Ansprechpartner / Vertriebsleitung:
Herr Alexander von Kühlmann
Tel.: 0611 8 80 86 32

Marktplatz der Gesundheit
Rulandweg 24, 48653 Coesfeld
Ansprechpartner: Markus Laurenz
info@marktplatz-der-gesundheit.de
https://www.mein-mdg.de/

Merlin
Leipziger Straße 6
90518 Altdorf bei Nürnberg
Ansprechpartner: Tobias Bitzenbauer
tobias.bitzenbauer@hallomerlin.de
Tel.: 01622570411
www.hallomerlin.de

RWE Renewables Europe & 
Australia GmbH
RWE Platz 4
45141 Essen
rwe.com/landverpachten 
erneuerbare@rwe.com 

Verband Deutscher Verkehrsunter-
nehmen e.V. (VDV)
Leipziger Platz 8
10117 Berlin
Tel.: 030 399932-10
hauptstadtbuero@vdv.de
vdv.de

Verband kommunaler Unternehmen 
e.V. 
VKU Hauptgeschäftsstelle
Invalidenstr. 91, 
10115 Berlin
Tel.: 030 58 58 0-0
www.vku.de
info@vku.de 

Visa
Neue Mainzer Straße 66-68
60311 Frankfurt 
Ansprechpartner: 
Dr. Sven Schmitz, Public Sector Lead
schmitzs@visa.com 

zfm - Zentrum für Management- 
und Personalberatung
Edmund Mastiaux & Partner
Meckenheimer Allee 162, 
53115 Bonn
Ansprechpartner:
Edmund Mastiaux
zfm-Geschäftsführer
service@zfm-bonn.de
www.zfm-bonn.de
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Kommunen stärken. 
Zukunft sichern.

Gordon Schnieder MdL
Ministerpräsident und CDU-Vorsitzender 
des Landes Rheinland-Pfalz

Diskussion im Plenum

Boris Rhein MdL
Ministerpräsident und CDU-Vorsitzender 
des Landes Hessen

ca. 17.30 Uhr
vier parallel stattfindende Foren

Empfang und Abendessen

Forum I
Staat modernisieren –
Infrastruktur ertüchtigen  

Moderation 

Christian Engelhardt 
Landrat, Stv. Bundesvorsitzender der KPV und Vorsitzender des 
Netzwerkes Digitalisierung

Impuls:

Dr. Nicolas Sölter
Staatssekretär im Hessischen Ministerium für Digitalisierung und 
Innovation

Podium: 

Dr. Uda Bastians 
Beigeordnete und Leiterin des Dezernats Recht und Verwaltung 
des Deutschen Städtetages

Dr. Kay Ruge
Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen 
Landkreistages

Sirko Scheffler
Geschäftsführer brain-SCC GmbH
Vorstandsvorsitzender des Verbandes der mittelständischen IT-
Dienstleister und Softwarehersteller für den öffentlichen 
Sektor e. V. – DATABUND

Nadine Schön
Mitglied des Vorstands, GovTech Deutschland e. V. (GTD)

Forum II
Kommunalfinanzen – 
Aufgaben priorisieren
Moderation 

Ekkehard Grunwald
Kämmerer a. D., Stv. Bundesvorsitzender der KPV

Impuls:

Prof. Dr. R. Alexander Lorz MdL
Hessischer Minister der Finanzen

Podium: 

Annekathrin Grehling
Kämmerin und Stadtdirektorin der Stadt Aachen

Dr. Matthias Neth
Präsident des Sparkassenverbands Baden-Württemberg 

Christian Schuchardt
Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Städtetages

Freitag, 6. November 2026
Beginn: 15.00 Uhr
Eröffnung

Kongress-   Kommunal
20262026

Christian Haase MdB  
Vorsitzender der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CDU und CSU Deutsch-
lands, Haushaltspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Forum III
Resilienz stärken – 
Versorgungssicherheit erhalten
Moderation 

Petra Nicolaisen 
Präsidentin des Deutschen Familienverbandes, 
Mitglied in der G10-Kommission

Impuls:

Ingbert Liebing
Hauptgeschäftsführer des Verbandes kommunaler 
Unternehmen e. V. (VKU)

Podium: 

Dr. Arnt Baer 
Geschäftsführer GELSENWASSER Stadtwerkedienstleistungs-GmbH

Bernd Düsterdiek 
Beigeordneter des Deutschen Städte- und Gemeindebundes

Andreas Klingemann
Abteilungsleiter Wärme beim BDEW Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft e. V.

Forum IV
Sozialstaatsreform – 
Kommunen dauerhaft entlasten
Moderation 

Lars Martin Klieve 
Vorstand der Stadtwerke Essen AG, Bundesschatzmeister der KPV

Impuls:

Diana Stolz 
Hessische Ministerin für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und Pflege

Podium: 

Dr. Achim Brötel
Landrat, Präsident des Deutschen Landkreistages

Dr. Klaus Effing 
Vorstand der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsmanagement (KGSt)

Michael Hose MdB
Stv. Generalsekretär der CDU Deutschlands und Vorsitzender der 
CDU-Fraktion im Stadtrat von Erfurt

Alexandra Marzi
Bürgermeisterin der Verbandsgemeinde Wirges, Vorsitzende des 
Netzwerks Soziales

Ines Claus MdL
Vorsitzende der CDU-Fraktion im 
hessischen Landtag,
Stv. Bundesvorsitzende der CDU 
Deutschlands

Die kommunale Finanzkrise - 
Ursachen und Lösungsansätze

Peter Müller
Ministerpräsident a.D., Richter des 
Bundesverfassungsgerichts a.D.

Sicherheit in Stadt und Land

Marion Walsmann MdEP
Vorsitzende des Parlamentskreises Mittelstand der CDU/
CSU-Gruppe, Stv. Bundesvorsitzende der KPV

Impuls:

Thomas Kufen 
Oberbürgermeister der Stadt Essen, Vorsitzender des 
Städtetages Nordrhein-Westfalen 

Steffen Jäger
1. Vizepräsident des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, Hauptgeschäftsführer des 
Gemeindetags Baden-Württemberg

Wahlen

Tagesordnung

TOP 1: Regularien
TOP 2: Grußworte
TOP 3: Schriftliche Berichte
TOP 4: Aussprache
TOP 5: Bericht der Kassenprüfer
TOP 6: Entlastung des Bundesvorstandes
TOP 7: Bericht der Mandatsprüfungskommission
TOP 8: Wahl des Bundesvorstandes
TOP 9: Wahl der Kassenprüfer
TOP 10: Anträge
TOP 11: Schlusswort (ca. 14.00 Uhr)

Samstag, 7. November 2026
Beginn: 9.00 Uhr

Bundesvertreterversammlung
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Die Energie- und Wärmewende stellt Städte und Gemeinden 
vor eine große Finanzierungsaufgabe. Ihre Stadtwerke müs-
sen Netze ausbauen, die Versorgung umbauen und gleichzei-
tig Strom und Wärme bezahlbar halten. Doch wie lassen sich 
die dafür notwendigen Investitionen stemmen, wenn die ei-
genen Mittel nicht ausreichen? Denn auch für kommunale 
Unternehmen ist eine ausreichend starke Kapitalbasis Vor-
aussetzung, um Kredite aufnehmen zu können. Die Sparkas-
sen-Finanzgruppe arbeitet deshalb an Lösungen, die neue Fi-
nanzierungsspielräume schaffen. Dabei nutzt sie Instrumen-
te öffentlicher Förderung und mobilisiert privates Kapital.

Für Bürgermeister, Käm-
merer und Stadtwerke-
verantwortliche ist die 
Energiewende eine zuvor-
derst praktische Aufgabe. 
Sie müssen entscheiden, 
welche Infrastrukturpro-
jekte wann umgesetzt 
werden können und wie 
sich diese über Jahr-
zehnte finanzieren las-
sen. Die Finanzierung 
kommunaler und kom-
munalnaher Unternehmen ist deshalb ein wesentlicher 
Teil der kommunalen Zukunftsvorsorge.

Wie groß diese Aufgabe ist, zeigt eine Untersuchung 
von KfW und PwC. Bis 2045 müssen Energieversorger 
rund 535 Milliarden Euro in Strom- und Gasverteilnet-
ze sowie die netzgebundene Wärmeversorgung inves-
tieren. Etwa zwei Drittel davon fallen bereits bis 2035 
an. Nach Innenfinanzierung und Zuschüssen bleiben 
346 Milliarden Euro zu finanzieren. Auch die Stadtwer-
kestudie 2026 von EY und BDEW macht deutlich: 92 

Prozent der befragten Unternehmen können die not-
wendigen Investitionen nur eingeschränkt oder gar 
nicht aus eigenen Mitteln stemmen.

Mehr Eigenkapital ermöglicht mehr Investitionen

Sparkassen stehen ihren kommunalen Partnern als 
Kreditgeber zur Seite. Doch selbst ein wirtschaftlich 
sinnvolles Vorhaben lässt sich nicht beliebig über zu-
sätzliche Schulden finanzieren. Dafür muss die Bilanz 
des Unternehmens genügend Spielraum bieten. Die 
Untersuchung von KfW und PwC beziffert den zusätzli-
chen Eigenkapitalbedarf auf rund 47 Milliarden Euro. 
Damit soll die Aufnahme von rund 299 Milliarden Euro 
Fremdkapital ermöglicht werden. Wer Investitionen 
beschleunigen will, muss deshalb auch die Kapitalba-
sis der Unternehmen stärken.

Das bedeutet nicht zwangsläufig, kommunale Unter-
nehmensanteile dauerhaft abzugeben. Nachrangdar-
lehen, stille Beteiligungen und andere Mezzanine-
Instrumente können je nach Ausgestaltung die wirt-
schaftliche Eigenkapitalbasis stärken. Ebenso lassen 
sich einzelne Projekte für weitere Kapitalgeber öffnen. 

Kommunalfinanzierung

Mehr Spielraum für die 
Energie- und Wärmewende

Prof. Dr. Ulrich Reuter
Präsident des Deutschen 
Sparkassen- und 
Giroverbandes e. V.
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Welche Lösung passt, hängt vom Unternehmen und 
vom Vorhaben ab.

Genauso wichtig ist eine belastbare wirtschaftliche 
Planung. Netze und Anlagen müssen über ihre Laufzeit 
ausreichende Einnahmen erzielen. Technische Pla-
nung, Geschäftsmodell und Finanzierung müssen des-
halb von Anfang an aufeinander abgestimmt sein. Hier 
bringen Sparkassen ihre Kenntnis der örtlichen Ver-
hältnisse ein und entwickeln gemeinsam mit Landes-
banken und weiteren Verbundpartnern passende Lö-
sungen.

Förderung muss die Kapitalbasis mitdenken

Die neuen KfW-Programme unter dem Dach des 
Deutschlandfonds setzen einen wichtigen Impuls für 
Investitionen in Stromverteil- sowie Wärme- und Käl-
tenetze. Garantien des Bundes über 16,4 Milliarden 
Euro sollen innerhalb von zehn Jahren Kredite von bis 
zu 41 Milliarden Euro ermöglichen. Das hilft. Es beant-
wortet aber noch nicht die Frage, wie Unternehmen 
mit begrenztem Eigenkapital zusätzliche Kredite tra-
gen sollen.

Deshalb ist das für 2027 vorbereitete Mezzanine-
Programm von Bund, KfW, Ländern und Landesförderin-
stituten so wichtig. Es sollte ausreichend groß, langfris-
tig verlässlich und in der Praxis einfach nutzbar sein. 
Bestehende Angebote der Länder müssen sinnvoll da-
mit verzahnt werden.

Der EnergieFonds der WIBank in Hessen zeigt einen 
möglichen Weg auf. Ein Bürgschaftsrahmen von bis zu 
einer Milliarde Euro ermöglicht landesverbürgtes 
Nachrangkapital für kommunale Energieversorger. 
Damit soll ihre wirtschaftliche Eigenkapitalbasis ge-
stärkt und weitere Kredite ermöglicht werden. Öffentli-
che Mittel können so über ihren unmittelbaren Einsatz 

hinauswirken: Sie erleichtern Investitionen und ge-
winnen zusätzliche Kapitalgeber.

Neue Partner für kommunale Vorhaben

Neben öffentlicher Förderung braucht es mehr priva-
tes Kapital. Die LBBW hat dafür eine Plattform entwi-
ckelt, die Stadtwerke und andere kommunalnahe Un-
ternehmen mit Investoren zusammenbringen soll. 
Über direkte Investments und Fondsmodelle soll zu-
sätzliches Eigenkapital mobilisiert werden, um Infra-
strukturinvestitionen zu ermöglichen. 

Weitere Beispiele zeigen, wie sich Kapital für die Ener-
giewende bündeln lässt. Helaba Invest verwaltet Infra-
strukturfonds mit Kapitalzusagen von mehr als fünf Mil-
liarden Euro. Sie investieren überwiegend Eigenkapital 
unter anderem in erneuerbare Energien und Netzinfra-
struktur. Die Sparkasse Dortmund ist Mitinitiatorin eines 
Energiewendefonds für Nordrhein-Westfalen mit einem 
Zielvolumen von 200 Millionen Euro. Erste Photovoltaikan-
lagen und Ladeparks sind bereits in Betrieb.

Auch bei den überregionalen Stromnetzen übernimmt 
die Sparkassen-Finanzgruppe Verantwortung. Den Ein-
stieg des Südwest-Konsortiums bei TransnetBW hat der 
Sparkassenverband Baden-Württemberg maßgeblich 
mit vorangebracht. Unter Führung der SV Sparkassen-
Versicherung engagieren sich Sparkassen und weitere 
regionale Investoren gemeinsam für die Energieinfra-
struktur. Für Amprion wird ebenfalls ein Modell vorbe-
reitet, über das Sparkassen Kapital für den Netzausbau 
bereitstellen können.

Aus Plänen müssen verlässliche Projekte 
werden

Damit solche Ansätze Schule machen, brauchen sie ei-
nen angemessenen und realitätsnahen regulatori-
schen Rahmen. Infrastrukturinvestitionen sollten 
nach ihren tatsächlichen Risiken behandelt werden. 
Banken dürfen dabei gegenüber anderen institutionel-
len Investoren nicht benachteiligt werden. Ebenso not-
wendig sind einfachere Verfahren und ein verlässli-
cher energiepolitischer Kurs. Wer für Jahrzehnte 
investiert, braucht mehr als die Sicherheit nur bis zur 
nächsten politischen Entscheidung.

Die Städte und Gemeinden sollen die Energie- und 
Wärmewende voranbringen. Dafür müssen ihre Unter-
nehmen finanziell handlungsfähig bleiben. Die Spar-
kassen-Finanzgruppe leistet ihren Beitrag: mit Kredi-
ten, mit neuen Kapitalquellen und mit Partnern, die 
langfristig denken. Gemeinsam können wir dafür sor-
gen, dass aus kommunalen Plänen eine sichere und 
bezahlbare Versorgung wird. 
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Die jüngsten Sabotageversuche an Stromanlagen haben er-
neut gezeigt, wie verletzlich kritische Infrastrukturen sein 
können. Stromnetze müssen deshalb geschützt und wider-
standsfähig gemacht werden. Doch die größte Herausforde-
rung liegt derzeit woanders: Unsere Netze müssen schneller 
wachsen. 

Die Energiewende ge-
lingt nur, wenn der Aus-
bau der Stromnetze mit 
dem Ausbau von Wind-
kraft, Photovoltaik, Wär-
mepumpen und Elek-
tromobilität Schritt hält.

Die Energiewende ver-
ändert unser Stromsys-
tem grundlegend. Im-
mer mehr Strom kommt 
aus Wind und Sonne. 
Wärmepumpen ersetzen Öl- und Gasheizungen. Elektro-
autos kommen auf die Straßen. Unternehmen elektrifizie-
ren ihre Produktion. All das braucht leistungsfähige Netze.

Rund 93 Prozent der kommunalen Strom-Verteil-
netzbetreiber planen bis 2045 mindestens eine Ver-
doppelung ihrer Netzkapazität

Wie groß die Aufgabe ist, zeigt eine aktuelle VKU-
Umfrage. Rund 93 Prozent der kommunalen Strom-

Verteilnetzbetreiber planen bis 2045 mindestens eine 
Verdoppelung ihrer Netzkapazität. Bei 37 Prozent der 
Unternehmen könnte sich die nötige Kapazität sogar 
verdreifachen, bei weiteren acht Prozent vervierfa-
chen. Das zeigt die Dimension der Herausforderung. 
Der Umbau unseres Energiesystems ist eine Generati-
onenaufgabe. Hier geht es um Milliardeninvestitionen 
und um die Voraussetzung dafür, dass neue Erzeuger 
und Verbraucher überhaupt ans Netz angeschlossen 
werden können.

74 Prozent der Stadtwerke halten den 
heutigen Regulierungsrahmen nicht für in-
vestitionsfördernd 

Die VKU-Umfrage belegt den Investitionsdruck bei 
Stadtwerken: Drei von vier befragten Stadtwerken be-
werten ihre Finanzierungskraft für den Netzausbau 
als angespannt oder kritisch. Nur neun Prozent sehen 
ihre Lage als gut oder sehr gut. 74 Prozent halten den 
heutigen Regulierungsrahmen nicht für investitions-
fördernd. Der Bund muss Investitionen erleichtern, 
die Regulierung investitionsfreundlicher ausgestal-

Energiewende

Starke Stromnetze für ein 
starkes Land

Fo
to

: ©
 C

ha
pe

ro
n/

VK
U

Foto: © peterschreiber.media/stock.adobe

Ingbert Liebing
Hauptgeschäftsführer, Verband 
kommunaler Unternehmen e. V. 
(VKU)
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ten, Genehmigungen beschleunigen und die Kosten 
fair verteilen.

Die Umfrage zeigt auch: Planungs- und Genehmigungs-
verfahren, Material- und Trafoengpässe sowie fehlende 
Baukapazitäten bremsen den Ausbau. Das darf nicht 
zum Flaschenhals der Energiewende werden. 

Wir müssen die Energiewende vom Netz her 
denken 

Stromnetze müssen geplant, genehmigt, gebaut und 
finanziert werden. Wenn der Ausbau der Netze hinter 
dem Ausbau von Wind- und Solarenergie zurückbleibt, 
entstehen Engpässe. Dann warten Anlagen auf ihren 
Netzanschluss oder Strom kann nicht dort ankommen, 
wo er gebraucht wird. Deshalb müssen wir die Energie-
wende vom Netz her denken. Nicht erst bauen und 
später schauen, wie der Strom ins System kommt. Er-
zeugung, Verbrauch, Speicher und Netze müssen zu-
sammenpassen.

Batteriespeicher können dabei helfen. Sie nehmen 
Strom auf, wenn viel Wind- und Solarstrom da ist, und 
geben ihn später wieder ab. So können sie Netze ent-
lasten und teure Eingriffe vermeiden. Die kommuna-
len Energieversorger haben das erkannt: 84 Prozent 
setzen bereits auf Batteriespeicher, planen konkrete 
Projekte oder prüfen den Einstieg. Speicher können 
den Netzausbau sinnvoll ergänzen, ihn aber nicht er-
setzen. Für eine erfolgreiche Energiewende brauchen 
wir beides: leistungsfähige Netze und die intelligente 
Nutzung vorhandener Infrastruktur.

Entscheidend ist, dass aus dem Netzanschluss-
paket umsetzbare Regeln werden

Der Bund hat mit dem Netzanschlusspaket wichtige 
Schritte in die richtige Richtung gemacht. Digitale Ver-

fahren, mehr Transparenz über freie Kapazitäten und 
eine klare Priorisierung können helfen, den Anschluss 
neuer Anlagen besser mit dem Netzausbau zu verzah-
nen. Neue Anlagen sollten dort zuerst ans Netz kom-
men, wo das System es zulässt, und der Ausbau voran-
kommt. Netzbetreiber müssen knappe Kapazitäten 
sinnvoll steuern können. Entscheidend ist jetzt, dass 
aus dem Netzanschlusspaket umsetzbare Regeln wer-
den. Denn Netze müssen künftig nicht nur leistungs-
fähiger, sondern auch widerstandsfähiger werden.

Starke Netze sind die Grundlage für eine sichere, be-
zahlbare und unabhängige Energieversorgung. Die 
Größe eines Netzbetreibers entscheidet nicht darüber, 
wie sicher ein Netz ist. Entscheidend sind die Struktu-
ren vor Ort, gute Schutzmaßnahmen und die Fähigkeit, 
nach einer Störung schnell zu reagieren. 

Die Widerstandsfähigkeit eines Stromnetzes entsteht 
nicht durch eine einzelne Maßnahme. Sie basiert auf 
vielen Bausteinen: technischen Reserven, geschützten 
Anlagen, Notfall- und Wiederanlaufplänen sowie Mög-
lichkeiten zur Ersatzversorgung. Trotz Investitionen 
kann es keine hundertprozentige Sicherheit geben. 
Umso wichtiger ist, dass die Netze auch bei außerge-
wöhnlichen Ereignissen möglichst stabil bleiben und 
Störungen schnell behoben werden.

Stadtwerke und kommunale Netzbetreiber sorgen da-
für, dass Strom sicher bei den Menschen und Unter-
nehmen ankommt. Wer Versorgungssicherheit und 
wirtschaftliche Stärke will, muss den Netzausbau zur 
Priorität machen. Wenn wir es ernst meinen mit dem 
Ausstieg aus Kohle, Erdgas und Öl, brauchen wir den 
Ausbau der Stromnetze. Aber das kostet: Zum Nulltarif 
wird es den Netzausbau nicht geben. Eine Mahnung, 
die wir immer wieder an die Bundesnetzagentur rich-
ten: Wir brauchen einen investitionsfreundlichen Re-
gulierungsrahmen. 
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Deutschland ist in der gegenwärtig schwierigen geopoliti-
schen und wirtschaftlichen Lage eine Bank. Die drittgrößte 
Volkswirtschaft der Welt ist – entgegen mancher Negativ-
stimmen – wirtschaftlich, militärisch und politisch einer der 
wichtigsten Partner weltweit. Das sollten wir nicht kleinre-
den. Aber wir dürfen ebenso wenig übersehen: Deutschland 
hat strukturelle und prozessuale Lernfelder, die wir ent-
schlossen angehen müssen. Das gilt auch für unser föderales 
System.

Staatsmodernisierung darf 
deshalb nicht bei der Digi-
talisierung bestehender Ver-
fahren stehen bleiben. Di-
gitalisierung, Künstliche 
In-telligenz und automati-
sierte Prozesse verändern 
die Voraussetzungen staat-
licher Aufgabenerfüllung 
grundlegend. Was vollstän-
dig digital, standardisiert 
und ortsunabhängig erle-
digt werden kann, muss 
nicht zwingend auf jeder staatlichen Ebene und in je-
der Kommune vorgehalten werden. Technologischer 
Fortschritt zwingt uns, auch die Aufgabenverteilung im 
föderalen Staat neu zu denken. Diese Analyse dürfte 
unstreitig sein. Daher gilt es, proaktiv zuzupacken und 
zu handeln.

Kommunen müssen ihre Kraft dort einsetzen können, 
wo örtliche Kenntnis, kommunalpolitische Gestaltung 
und persönliche Beratung gebraucht werden. Standar-
disierte Massenverfahren können stärker gebündelt, 
gemeinsam organisiert oder zentral erbracht werden. 
Dafür braucht es die Bereitschaft der Akteurinnen und 
Akteure aller Ebenen, Strukturen neu zu ordnen, ge-
meinsame Standards zu akzeptieren und auf unnöti-
ges Gold-Plating zu verzichten.

Entscheidend ist, die kommunale Praxis frühzeitig 
einzubeziehen. Bund und Länder sollten intensiv mit 

den Kommunen sprechen, bevor Gesetze, Plattformen 
oder Fachverfahren weitgehend fertig sind. Wer den 
kommunalen Vollzug von Anfang an mitdenkt, schafft 
bessere Regelungen, vermeidet teure Nachsteuerung 
und erhöht die Umsetzbarkeit. Kommunale Beteili-
gung ist kein Verfahrensluxus, sondern ein Erfolgsfak-
tor der Staatsmodernisierung.

Auch beim Thema Bürokratie brauchen wir einen Per-
spektivwechsel. Ein moderner Rechts- und Sozialstaat 
wird nicht regelarm sein. Bürokratie sichert Rechtss-
taatlichkeit, Gleichbehandlung und Verlässlichkeit. 
Problematisch wird Bürokratismus: Überabsicherung, 
Detailsteuerung, unnötige Nachweis- und Berichts-
pflichten sowie komplizierte Verfahren. Deshalb brau-
chen wir dauerhaftes Bürokratiemanagement – mit 
Praxis- und Vollzugschecks, risikoorientierten Kon-
trollen, mehr Vertrauen und konsequenter Nutzung di-
gitaler Möglichkeiten.

Wer Aufgaben veranlasst und Standards setzt, muss 
zugleich Verantwortung für Finanzierung und Umsetz-
barkeit übernehmen. Mehr Geld allein heilt keine fal-
sche Aufgabenverteilung.

Deutschland ist stark! Damit das so bleibt, muss der 
Staat veränderungsfähig sein. Unser Anspruch darf 
ambitioniert sein: Bis 2035 wollen wir die besten 
Kommunalverwaltungen der Welt haben. Denn leis-
tungsfähige Kommunen sind keine Randbedingung 
eines handlungsfähigen Staates – sie sind sein Funda-
ment.

Für einen handlungsfähigen Staat

Staatsmodernisierung aus 
kommunaler Sicht

Dr. Klaus Effing
Vorstand der KGSt

Fo
to

: ©
 K

G
St

Seit mehr als 77 Jahren begleitet die KGSt Kommunen mit innovativen 
Empfehlungen, Konzepten und Lösungen im Prozess der Verwaltungs-
modernisierung.

  Ganzheitliche Strategien und praxisorientierte 
Lösungen in den Bereichen Finanz-, Organisa-
tions-, Personal- und Informationsmanagement

  Lösungskonzepte für kommunale Fachthemen 
wie Soziales, Kultur und Wirtschaftsförderung

Das bieten wir unseren Mitgliedern

KGSt
Kommunale Gemeinschaftsstelle
für Verwaltungsmanagement

Kontakt
+49 221 37689-0
kgst@kgst.de | www.kgst.de

Adresse
Gereonstr. 18-32
50670 Köln

Zukunft gestalten. Gemeinsam mit der KGSt für

  Exklusives Wissensportal mit Arbeitsergeb-
nissen, Datenbanken und Zusatzangeboten

  Vielfältiges Fortbildungsprogramm, wertvolle 
Vergleichsarbeit und individuelle Beratung

Unsere Stärken

Kraftvolles Netzwerk
aus über 2 700 Städten, Kreisen, 
Gemeinden und Verwaltungs-

organisationen

Kooperationen
mit Verbänden, Hoch-

schulen, Wissenschaft und 
Wirtschaft

Engagiertes Team
von über 70 aufgeschlossenen, 

hinterfragenden und experimen-
tierfreudigen Menschen

Informieren, teilnehmen, mitgestalten:
Wir freuen uns!
www.kgst.de



Seit mehr als 77 Jahren begleitet die KGSt Kommunen mit innovativen 
Empfehlungen, Konzepten und Lösungen im Prozess der Verwaltungs-
modernisierung.

  Ganzheitliche Strategien und praxisorientierte 
Lösungen in den Bereichen Finanz-, Organisa-
tions-, Personal- und Informationsmanagement

  Lösungskonzepte für kommunale Fachthemen 
wie Soziales, Kultur und Wirtschaftsförderung

Das bieten wir unseren Mitgliedern

KGSt
Kommunale Gemeinschaftsstelle
für Verwaltungsmanagement

Kontakt
+49 221 37689-0
kgst@kgst.de | www.kgst.de

Adresse
Gereonstr. 18-32
50670 Köln

Zukunft gestalten. Gemeinsam mit der KGSt für

  Exklusives Wissensportal mit Arbeitsergeb-
nissen, Datenbanken und Zusatzangeboten

  Vielfältiges Fortbildungsprogramm, wertvolle 
Vergleichsarbeit und individuelle Beratung

Unsere Stärken

Kraftvolles Netzwerk
aus über 2 700 Städten, Kreisen, 
Gemeinden und Verwaltungs-

organisationen

Kooperationen
mit Verbänden, Hoch-

schulen, Wissenschaft und 
Wirtschaft

Engagiertes Team
von über 70 aufgeschlossenen, 

hinterfragenden und experimen-
tierfreudigen Menschen

Informieren, teilnehmen, mitgestalten:
Wir freuen uns!
www.kgst.de



30

Gesundheitsversorgung braucht starke regionale Struktu-
ren und leistungsfähige Netzwerke. Das AMEOS Klinikum 
Warendorf „Joseph Zumloh“ zeigt, wie beides zusammen-
wirkt. Nach mehr als einem Jahr im Insolvenzverfahren in 
Eigenverwaltung ist das traditionsreiche Krankenhaus seit 
dem 1. Januar 2026 Teil der AMEOS Gruppe. Mit der Über-
nahme wurde der Fortbestand eines für die Region wichtigen 
Krankenhauses gesichert – und mit ihm Arbeitsplätze, 
wohnortnahe medizinische Versorgung und ein bedeutender 
Standortfaktor für den Kreis Warendorf. Die rasche Stabili-
sierung und Weiterentwicklung des Krankenhauses zeigen, 
was eine gemeinsame Neuausrichtung und das Engagement 
der Mitarbeitenden bewirken können.

Seit über 180 Jahren 
prägt das Kranken-
haus in Warendorf die 
Gesundheitsversorgung 
der Region. Mit rund 
240 Betten, jährlich 
etwa 13.200 stationä-
ren Patientinnen und Pa-
tienten und mehr als 500 
Mitarbeitenden ist es der 
zentrale Gesundheitsver-
sorger im Dreieck Müns-
ter, Osnabrück und Bie-
lefeld.

Für die AMEOS Gruppe stand deshalb außer Frage: Das 
ehemalige Josephs-Hospital ist essenziell für die Ge-
sundheitsversorgung im Raum Warendorf. Als zentra-
ler Bestandteil der regionalen Daseinsfürsorge bietet es 
ein breites medizinisches Leistungsspektrum und pro-
filierte Schwerpunkte, unter anderem in der Kardiolo-
gie, Endoprothetik, Gynäkologie und Altersmedizin. 
Spezialisierte Angebote wie die Stroke Unit und mehre-

re zertifizierte Zentren machen den Standort auch über 
die Region hinaus medizinisch bedeutsam.

Die AMEOS Gruppe zählt mit mehr als 19.000 Mitarbei-
tenden und über 100 Einrichtungen an mehr als 60 
Standorten zu den bedeutenden Gesundheitsanbietern 
im deutschsprachigen Raum. Zum Netzwerk gehören 
Krankenhäuser, Poliklinika, Rehabilitations- und Pfle-
geeinrichtungen sowie weitere Gesundheitsangebote. 
Ziel ist es, regionale Versorgung langfristig zu sichern 
und die Standorte medizinisch wie wirtschaftlich be-
darfsgerecht weiterzuentwickeln.

Integration, die im Alltag ankommt

Bei der Integration geht es nicht nur darum, bestehen-
de medizinische Angebote zu erhalten. Ziel ist es, die 
wohnortnahe Versorgung langfristig zu sichern und den 
Standort am Bedarf der Menschen in der Region weiter-
zuentwickeln. Potenziale sieht die AMEOS Gruppe unter 
anderem in der Endoprothetik und Wirbelsäulenchirurgie; 
auch eine Stärkung der Stroke Unit ist vorgesehen. Mit 
der Weiterentwicklung des OP-Zentrums sollen ambu-

Neustart nach der Insolvenz: 

Regionale Versorgung 
langfristig sichern

Stephan Freitag
Chief Operating Officer, 
Mitglied des Vorstandes 
der AMEOS Gruppe
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lante Eingriffe effizienter organisiert und zugleich stati-
onäre Kapazitäten stärker für komplexere Fälle genutzt 
werden.

Dass in die medizinische Zukunft des Standorts inves-
tiert wird, zeigt die Anästhesiologie, Intensivmedizin und 
Schmerztherapie. Mehr als 220.000 Euro investierte die 
AMEOS Gruppe jüngst in eine neue Monitoring-Anlage. 
Die moderne Technik verbessert die Überwachung wich-
tiger Vitalparameter, verfügt über intelligente Alarmsys-
teme und eine erweiterte EKG-Analyse. Diese Investition 
erhöht die Patientensicherheit und schafft zugleich die 
Voraussetzungen für stärker digitalisierte Abläufe in der 
Anästhesie. 

Auch das Labor wurde medizinisch und technisch wei-
terentwickelt. Durch die Einbindung in das Labornetz-
werk steht zusätzliche fachliche Expertise zur Verfügung. 
Zudem unterstützen der 24/7-Betrieb, neue diagnosti-
sche Möglichkeiten sowie automatisierte Blutkulturen 
schnelle medizinische Entscheidungen. Auch personell 
zeigt sich der Mehrwert des Netzwerks: Erhielt das Team 
in Warendorf bei Engpässen zunächst Unterstützung 
aus anderen Standorten, bringt es seine Expertise in-
zwischen auch andernorts in der Gruppe ein.

Gute Medizin braucht starke Strukturen 

Medizinische Qualität und Weiterentwicklung brauchen 
im Hintergrund verlässliche Strukturen. Mit Beginn der 
Integration wurden daher zahlreiche Prozesse über-
prüft und neu geordnet. Die Umstellung der Wäsche-
versorgung auf einen Vertragspartner der Gruppe 
brachte einen erheblichen wirtschaftlichen Vorteil, die 
Energieversorgung wurde auf den Gruppenstandard 
einschließlich Grünstrom umgestellt – mit entsprechen-
den Mengen- und Synergieeffekten und einem Beitrag zu 
mehr Nachhaltigkeit. 

Parallel etablierte AMEOS den gruppenweiten operativen 
Einkauf. Verträge werden auf Notwendigkeit und Wirt-
schaftlichkeit geprüft, Beschaffungsprozesse moderni-
siert und die zum Klinikum gehörenden Poliklinika an 
das gemeinsame Beschaffungssystem angebunden. 
Angepasste Logistikabläufe entlasten zudem die Pflege, 
etwa in der OP-Versorgung. Bei Personalausfällen in der 
Sterilgutversorgung konnten Strukturen innerhalb 
der Gruppe genutzt und die Versorgung am Standort 
sichergestellt werden.

Im Finanzbereich wurden Prozesse und Verant-
wortlichkeiten vereinheitlicht sowie ein monatliches 
Reporting und ein modernes ERP-System eingeführt. 
Damit stehen aktuelle Finanzkennzahlen schneller zur 
Verfügung und schaffen eine verlässliche Grundlage 
für die wirtschaftliche Steuerung des Standorts.

Gemeinsam für einen starken Gesundheits-
standort

Die Zugehörigkeit zur AMEOS Gruppe soll Warendorf 
als starken Gesundheitsstandort dauerhaft sichern 
und weiterentwickeln. Hinter dieser Entwicklung ste-
hen vor allem die Mitarbeitenden. Die Monate der In-
solvenz waren für viele von Unsicherheit geprägt. Die 
anschließende Integration wiederum erforderte Offen-
heit für neue Abläufe und Strukturen. Dass Verände-
rungen in kurzer Zeit umgesetzt werden konnten, ist 
deshalb auch der engagierten Leistung der Beschäftig-
ten vor Ort zu verdanken.

Von der Stabilisierung profitiert nicht allein das Kran-
kenhaus. Mit dem Standort bleiben Arbeitsplätze und 
Wertschöpfung in der Region erhalten. Erwirtschaftete 
Mittel dienen dabei der nachhaltigen Sicherung und 
Weiterentwicklung der Versorgung und fließen wieder 
in die Strukturen vor Ort. 

Die Übernahme aus der Insolvenz steht damit für mehr 
als die Rettung eines Krankenhauses. Sie sichert medizi-
nische Versorgung, Beschäftigung und einen wichtigen 
Standortfaktor für Warendorf. Zugleich zeigt sie, was 
möglich ist, wenn regionale Kompetenz, die Bereit-
schaft zur Veränderung und die Strukturen einer star-
ken Gruppe zusammenkommen. 

In den über 100 Einrichtungen der AMEOS Gruppe in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz werden jedes Jahr 
mehr als eine halbe Million Menschen versorgt und betreut. 

Für ein vertrauliches Gespräch steht Ihnen Herr Chris-
toph Arnold, Generalbevollmächtigter Beteiligungser-
werb, Integration und Revision gern zur Verfügung: 
christoph.arnold@ameos.ch,     
www.ameos.eu/ameos-als-partner
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Die Ad-hoc Arbeitsgruppe „Staatsmodernisierung“ der Kom-
munalpolitischen Vereinigung der CDU und CSU Deutsch-
lands (KPV) hat unter der Leitung von Michael Esken ein Pa-
pier erarbeitet, das auf der Bundesvertreterversammlung 
der KPV in Hanau beraten und verabschiedet werden soll. 

Der Staat entscheidet sich 
vor Ort. Bürgerinnen und 
Bürger erleben staatliches 
Handeln nicht zuerst in Mi-
nisterien, sondern in Rat-
häusern und Kreishäusern 
sowie in deren kommu-
nalen Einrichtungen. 

Die Kommunen tragen 
einen wachsenden Teil 
staatlicher Aufgaben, oh-
ne über die dafür nötigen 
finanziellen, personel-
len und organisatori-
schen Spielräume zu verfügen. Immer neue Rechtsan-
sprüche, Standards, Nachweis- und Berichtspflichten 
sowie kleinteilige Förderlogiken binden Kräfte, die vor 

Ort für Gestaltung, Investitionen und konkrete Hilfe 
gebraucht werden.Aus Sicht der Kommu nen ist klar: 
Staatsmodernisierung darf nicht bedeuten, bestehen-
de Bürokratie lediglich zu digitalisieren. Sie muss Auf-
gaben kritisch überprüfen, Standards praxistauglich 
machen und auch wieder senken, Verfahren vereinfa-
chen und die Finanzierungsverantwortung dorthin zu-
rückführen, wo politische Entscheidungen getroffen 
werden.

Der Bund muss über das Bundesministerium für Digi-
talisierung und Staatsmodernisierung der Staatsmo-
dernisierung eine höhere Priorität einräumen. Digita-
lisierung ist ein unverzichtbares Instrument, bleibt 
aber Technologieanwendung. Staatsmodernisierung 
berührt den Kern der föderalen Ordnung: die Vertei-
lung von Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Stan-
dards zwischen Bund, Ländern und Kommunen. 

Staatsmodernisierung

Kommunen entlasten, Staat 
stärken

Michael Esken
Präsident der 
Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen (gpaNRW) 
und Mitglied im Bundesvorstand 
der KPV
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Unser Ziel ist ein Staat, der den Kommunen wieder 
Luft zum Handeln gibt: mit klaren Zuständigkeiten, 
ehrlicher Finanzierung, digital funktionierenden Ver-
fahren und echter kommunaler Selbstverwaltung. Die-
se wird nicht dadurch gestärkt, dass Städte, Gemein-
den und Kreise immer mehr fremde Aufgaben 
vollziehen müssen, sondern dadurch, dass sie sich auf 
echte örtliche Gestaltung, Verantwortung und Nähe zu 
den Menschen konzentrieren können.

1. Keine Gesetzgebung mehr an der kom-
munalen Wirklichkeit vorbei

Gute Gesetzgebung muss verständlich, vollzugstaug-
lich und finanzierbar sein. Gesetze müssen nicht nur 
politisch gewollt, sondern auch praktisch umsetzbar 
sein. Wer neue Regelungen schafft, muss von Anfang 
an darlegen, welche Folgen sie für Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen, Verwaltung und Kommunen 
haben.

Deshalb braucht es verbindliche Anforderungen an 
verständliche Gesetzessprache, klare Zuständigkeiten 
und nachvollziehbare Regelungsziele. Gesetzesvorha-
ben müssen künftig regelhaft einem Praxis- und Voll-
zugscheck unterzogen werden. Dabei ist insbesondere 
zu prüfen, ob die vorgesehenen Regelungen digital um-
setzbar, personell leistbar und finanziell dauerhaft 
tragfähig sind.

Der Ansatz „Law as Code“ ist schrittweise als verbindli-
cher Bestandteil des Rechtsetzungsverfahrens zu etablie-
ren. Regelungen sollen parallel in maschinenlesbarer 
Form entwickelt werden. So kann ihre digitale Umsetz-
barkeit frühzeitig geprüft und eine spätere aufwendige 
Übersetzung in Programmcode vermieden werden.

Neue Gesetze und wesentliche Leistungsausweitungen 
sollen grundsätzlich befristet oder mit verbindlichen 
Evaluationsklauseln versehen werden. Befristung ist 
dabei kein Angriff auf staatliche Verlässlichkeit, son-
dern ein Instrument für mehr Ehrlichkeit: Wirkung, Fi-
nanzierung und kommunale Vollzugstauglichkeit müs-
sen regelmäßig überprüft werden.

2. Aufgaben, Verantwortung und Finanzie-
rung im föderalen Staat neu ordnen

Wer Aufgaben veranlasst, Standards setzt oder neue 
Vollzugspflichten auslöst, muss auch die Verantwor-
tung für Finanzierung, Personalaufwand und prakti-
sche Umsetzbarkeit übernehmen. Dieser Grundsatz 
muss zu einem verbindlichen Leitprinzip staatlichen 
Handelns werden.

Bislang werden politische Entscheidungen häufig auf 
Bundes- oder Landesebene getroffen, während die kom-
munale Ebene die finanziellen, personellen und organi-
satorischen Folgen trägt. Eine bloße Anschubfinanzie-
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rung reicht nicht aus, wenn dauerhafte Personal-, Sach-, 
Betriebs- und IT-Kosten bei den Kommunen verbleiben.

Die KPV setzt sich deshalb dafür ein, die Veranlas-
sungskonnexität auf Bundes- und Länderebene deut-
lich zu schärfen und langfristig abzusichern. Aus kom-
munaler Sicht muss gelten: Aufgaben sollen dort 
erfüllt werden, wo Verantwortung, Entscheidung und 
Finanzierung zusammenfallen. Übernehmen Bund 
und Länder Aufgaben selbst, entfällt der Streit über ei-
ne nachträgliche kommunale Ausfinanzierung. Solan-
ge Kommunen Aufgaben des übertragenen Wirkungs-
kreises wahrnehmen, dürfen daraus keine finanziellen 
Nachteile für Städte, Gemeinden und Kreise entstehen.

Bund, Länder und Kommunen müssen das staatliche 
Aufgabenportfolio neu ordnen. Vollständig digitali-
sierbare, standardisierte und ortsunabhängige Leis-
tungen ohne örtlichen Entscheidungsspielraum kön-
nen zentral, arbeitsteilig oder in gemeinsamen 
Strukturen erbracht werden. Kommunen sollten sich 
auf die Aufgaben konzentrieren, bei denen örtliche 
Kenntnis, politische Gestaltung und persönliche Bera-
tung erforderlich sind. Entscheidung, Durchführung 
und Finanzierung sind möglichst auf einer Ebene zu-
sammenzuführen.

Konnexität darf zudem nicht an föderalen Zuständig-
keitsgrenzen scheitern. Die Erfahrungen der Kommu-
nen zeigen: Belastungen entstehen häufig durch Bun-
desgesetze, denen die Länder im Bundesrat zustimmen. 
Landesrechtliche Konnexitätsregelungen erfassen die-
se Mehrbelastungen jedoch nicht immer oder gleichen 
sie nicht dauerhaft, dynamisch und auskömmlich aus. 
Bei der Ausweitung bestehender Leistungsgesetze muss 
eine strenge Veranlassungskonnexität greifen.

Damit kommunale Folgen nicht erst sichtbar werden, 
wenn die Gesetze bereits beschlossen sind, müssen 
die kommunalen Spitzenverbände frühzeitig, ver-
bindlich und mit echtem Gewicht beteiligt werden. 
Bei allen Vorhaben mit kommunaler Vollzugsrelevanz 
braucht es eine echte kommunale Gesetzesfolgenab-
schätzung: mit klarer Darstellung der finanziellen Aus-
wirkungen, des Personalbedarfs, der IT-Folgen und 
der praktischen Umsetzbarkeit vor Ort. Ziel ist eine 
institutionalisierte kommunale Mitwirkung, die si-
cherstellt, dass kommunale Folgen vor Entscheidun-
gen von Bundestag, Bundesregierung und Bundesrat 
verbindlich geprüft werden. 

3. Rechtsansprüche und Standards auf das 
Notwendige und Finanzierbare zurückführen

Staatliche Leistungsversprechen müssen dauerhaft 
finanzierbar und praktisch erfüllbar sein. Deshalb sind 

auch bestehende Rechtsansprüche und Standards sys-
tematisch auf Wirksamkeit, Finanzierbarkeit und Voll-
ziehbarkeit zu überprüfen, zu priorisieren und gegebe-
nenfalls zurückzuführen.

Im Sozialbereich geht es nicht um die Schwächung 
Schutzbedürftiger, sondern um ein dauerhaft leistba-
res Niveau und weniger überkomplexe Vorgaben.

Im Bau- und Planungsrecht müssen kostensteigernde 
Standards reduziert werden, damit Bauen und Wohn-
eigentum wieder bezahlbarer werden. Notwendig ist 
ein verbindlicher Rechtsanspruchs- und Standard-
check mit konkreten Vereinfachungszielen.

4. Bürokratie abbauen, Standards praxis-
tauglich machen, kommunale Verantwor-
tung stärken

Bürokratieabbau darf nicht bei Appellen stehen bleiben. 
Er braucht verbindliche Verfahren, klare Verantwort-
lichkeiten und messbare Entlastung. Bund und Länder 
müssen einen echten Bürokratiedeckel einführen und 
ihre Ministerien verpflichten, innerhalb verbindlicher 
Fristen konkrete Vorschriften, Erlasse, Nachweis-, Be-
richts- und Dokumentationspflichten zu streichen.

Dabei geht es nicht um weniger Rechtsstaatlichkeit, 
sondern um bessere Steuerung. Nicht jede Einzelfall-
kontrolle schafft mehr Gerechtigkeit. Nicht jeder Stan-
dard ist bezahlbar. Und nicht jede Berichtspflicht führt 
zu besserer Politik. Der Staat muss stärker auf Vertrau-
en, digitale Plausibilitätsprüfungen, risikoorientierte 
Kontrollen und nachträgliche Evaluation setzen. Dies 
gilt erst recht gegenüber den Kommunen, die ihrer-
seits als Teil des Staates ohnehin zu rechtmäßigem 
Handeln verpflichtet sind.

Foto: © vegefox.com/stock.adobe.com
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Ein struktureller Hemmschuh für die Digitalisierung auf 
allen Ebenen in Deutschland sind die in vielfältigen Fach-
gesetzen verankerten Erfordernisse der Schriftform und 
des persönlichen Erscheinens. Um hier entscheidend 
voranzukommen, sollten durch ein Mantelgesetz des 
Bundes sämtliche Erfordernisse der Schriftform und des 
persönlichen Erscheinens zum Ende des Jahres 2028 
auslaufen, es sei denn, sie werden nach Verabschiedung 
des Mantelgesetzes gesetzlich (wieder) eingeführt.

Zugleich müssen Standards konsequent auf ihre Not-
wendigkeit überprüft werden. Um eine entscheidungs-
freudige und selbstbewusste Vollzugspraxis der kom-
munalen Verwaltung zu stärken, soll z.B. durch 
Experimentierklauseln im Bundes- und Landesrecht, 
mehr Flexibilität geschaffen werden. 

Wo bundes- oder landesrechtliche Vorgaben kommu-
nale Entscheidungen bis ins Detail steuern, ohne ech-
ten örtlichen Gestaltungsspielraum zu lassen, ist zu 
fragen, ob die Aufgabe noch kommunal vollzogen wer-
den muss oder zentral, digital und einheitlich wahrge-
nommen werden oder privatisiert werden kann.

5. „Digital First“ und „Digital Only“: Kommu-
nen durch Digitalisierung wirksam entlasten

Digitalisierung darf nicht bedeuten, analoge Bürokratie le-
diglich elektronisch abzubilden. Sie muss Verfahren ver-
einfachen, Zuständigkeiten klären und Bürgerinnen, Bür-
ger, Unternehmen und Verwaltungen spürbar entlasten.

Für Verwaltungsleistungen muss grundsätzlich „Digi-
tal First“ gelten. Bei geeigneten, vollständig digitali-
sierbaren und standardisierten Leistungen ist „Digital 
Only“ anzustreben. Analoge Parallelverfahren dürfen 
nicht dauerhaft jeden Effizienzgewinn aufzehren. 

Menschen, die digitale Angebote nicht selbständig nut-
zen können, benötigen erreichbare Unterstützung 
beim digitalen Zugang, nicht zwingend ein vollständi-
ges analoges Parallelverfahren.

Aufgaben mit hohen Fallzahlen, hohem Standardisie-
rungsgrad und geringem örtlichem Entscheidungs-
spielraum sollen künftig grundsätzlich zentral, digital, 
automatisiert und medienbruchfrei organisiert wer-
den. Wo Bund oder Land das „Was“ und das „Wie“ einer 
Aufgabe im Wesentlichen vollständig vorgeben, müs-
sen sie auch Plattformen, Fachverfahren, Anwendun-
gen und Finanzierung dauerhaft und kostenfrei für die 
Kommunen bereitstellen.

Die kommunale Ebene soll sich auf Aufgaben konzen-
trieren können, bei denen örtliche Kenntnis, politi-
scher Gestaltungsspielraum, persönliche Beratung und 
konkrete Verantwortung vor Ort erforderlich sind. 
Standardisierte Massenverfahren, die keine kommuna-
le Entscheidungskompetenz eröffnen, sollen die Rat-
häuser und Kreishäuser hingegen nicht länger binden.

Für Bürgerinnen und Bürger, die digitale Verfahren nicht 
selbstständig nutzen können, braucht es weiterhin er-
reichbare Unterstützung. Kommunale Serviceangebote 
können hierbei eine wichtige Rolle spielen. Ihre Finan-
zierung muss jedoch durch diejenige staatliche Ebene 
dauerhaft gesichert werden, die die Aufgabe veranlasst.

6. Rechtssichere Datennutzung ermöglichen

Ein moderner Staat braucht eine bessere Datennutzung. 
Bürgerinnen und Bürger wie Unternehmen sollen Anga-
ben, die sie gegenüber öffentlichen Stellen bereits ge-
macht haben, nicht immer wieder neu einreichen müs-
sen. Das Once-Only-Prinzip muss zum Regelfall werden.
Dazu müssen öffentliche Stellen Daten rechtssicher aus-
tauschen und nutzen können, soweit dies für die jeweili-
ge Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Insbesondere für 
automatisierte Verwaltungsverfahren, Plausibilitätsprü-
fungen, die Vermeidung von Leistungsmissbrauch und 
medienbruchfreie Antragsprozesse sind die datenschutz-
rechtlichen Grundlagen so weiterzuentwickeln, dass vor-
handene Daten für rechtmäßige staatliche Zwecke besser 
nutzbar werden. Datennutzung, Datenschutz und Daten-
sicherheit dürfen dabei nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Private Geschäftsmodelle Dritter bleiben klar 
auszuschließen.

7. Finanzverteilung an der kommunalen 
Aufgabenlast ausrichten – Handlungsfähig-
keit sichern

Während Konnexität klärt, wer für neue oder ausge-
weitete Aufgaben die Verantwortung trägt, muss die Fi-
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nanzverteilung die dauerhafte Aufgaben- und Ausga-
benlast der Kommunen abbilden. Die Finanzverteilung 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen ist deshalb 
stärker an der tatsächlichen kommunalen Belastung 
auszurichten. Die kommunale Finanzlage ist nicht allein 
Ergebnis örtlicher Entscheidungen, sondern in erhebli-
chem Maße Folge bundes- und landesrechtlich veran-
lasster Aufgaben, Standards und Rechtsansprüche.

Eine Neuordnung der Finanzverteilung darf nicht iso-
liert erfolgen. Zunächst ist zu klären, welche Ebene ei-
ne Aufgabe wahrnimmt, welche Standards erforder-
lich sind und wer die politische Verantwortung trägt. 
Jede Veränderung muss die kommunale Selbstverwal-
tung stärken; bestehende kommunale Einnahmequel-
len und Verbundanteile dürfen nicht geschwächt wer-
den.

Deshalb braucht es eine regelmäßige, transparente und 
nachvollziehbare Darstellung der Kostenentwicklung 
kommunal vollzogener Aufgaben. Insbesondere in Kin-
der- und Jugendhilfe, Eingliederungshilfe, Pflege, Ganz-
tagsbetreuung und weiteren sozialen Leistungsgesetzen 
müssen Kostenentwicklungen offengelegt, Finanzie-
rungs-verantwortlichkeiten benannt und konkrete Vor-
schläge zur Verringerung kommunaler Unterfinanzie-
rung vorgelegt werden.

Wo Bund oder Land Aufgaben ausweiten, Standards er-
höhen oder neue Rechtsansprüche schaffen, muss die 
Finanzierung dauerhaft, dynamisch und auskömmlich 
geregelt werden. Andernfalls werden kommunale In-
vestitionen, freiwillige Leistungen und örtliche Gestal-
tungsspielräume weiter verdrängt.

Kommunale Selbstverwaltung braucht finanzielle Hand-
lungsfähigkeit. Wer starke Kommunen will, muss sie von 
überbordenden Vollzugspflichten entlasten, Standards 
kritisch überprüfen und die Finanzierungsverantwor-
tung dorthin zurückführen, wo politische Entscheidun-
gen getroffen werden.

Für eine aufgabenangemessene auskömmliche Fi-
nanzausstattung der Kommunen sind die Länder ver-
antwortlich. Sie sind gefordert, den Kommunen aus-
reichen Finanzmittel zur Verfügung zu stellen.

8. Demokratie handlungsfähig halten und 
kommunale Verantwortung sichern

Staatsmodernisierung ist auch Demokratiesicherung. 
Ein überforderter Staat und zersplitterte Entschei-
dungsstrukturen schwächen die Fähigkeit demokrati-
scher Institutionen, verbindlich zu entscheiden und 
Verantwortung zu übernehmen. Aus kommunaler 
Sicht ist entscheidend, dass demokratische Verfahren 

Beteiligung ermöglichen, Transparenz schaffen und zu-
gleich handlungsfähige Entscheidungen sichern.

Bürgerbeteiligung kann parlamentarische und kommu-
nale Verantwortung sinnvoll ergänzen. Sie darf diese 
Verantwortung aber nicht ersetzen oder unklar ma-
chen. Deshalb braucht es auf Bundesebene einen ver-
bindlichen Kanon transparenter Beteiligungsformate, 
der nachvollziehbar regelt, wann, wie und mit welcher 
Wirkung Bürgerinnen und Bürger beteiligt werden.

Initiativen mit politischer Wirkung müssen transpa-
rent organisiert sein. Wer politische Entscheidungen 
beeinflussen will, muss offenlegen, wer dahintersteht, 
wie die Finanzierung erfolgt und wer Verantwortung 
trägt. Deshalb sollen entsprechende Initiativen grund-
sätzlich nur über Organisationen möglich sein, die kla-
ren Anforderungen an Transparenz, Finanzierung und 
Rechenschaft unterliegen.

Zugleich müssen demokratische Entscheidungsorgane 
arbeits- und entscheidungsfähig bleiben. Eine zuneh-
mende Zersplitterung der Parlamente, Räte und Kreis-
tage erschwert stabile Mehrheiten, klare Verantwort-
lichkeiten und verlässliche Entscheidungen. Deshalb 
soll geprüft werden, wie Sperrklauseln rechtssicher so 
ausgestaltet werden können, dass Repräsentation, Viel-
falt und Handlungsfähigkeit in ein tragfähiges Gleich-
gewicht gebracht werden.

Für die Kommunen ist das von besonderer Bedeutung: 
Städte, Gemeinden und Kreise brauchen handlungsfä-
hige Räte und klare Mehrheiten, um Haushalte zu be-
schließen, Investitionen zu ermöglichen, Infrastruktur 
zu sichern und Verantwortung vor Ort wahrzunehmen. 
Demokratiesicherung heißt deshalb auch, kommunale 
Entscheidungsfähigkeit zu schützen.

Schlussfolgerung

Staatsmodernisierung beginnt bei den Kommunen. 
Sie entscheidet sich dort, wo Gesetze umgesetzt, Leis-
tungen erbracht, Anträge bearbeitet, Familien unter-
stützt, Unternehmen beraten und Infrastruktur erhal-
ten wird. Ein handlungsfähiger Staat braucht deshalb 
handlungsfähige Städte, Gemeinden und Kreise.

Die Kommunen dürfen nicht länger Reparaturbetrieb 
für politische Entscheidungen anderer Ebenen sein. 
Wer neue Aufgaben beschließt, muss sie vollständig fi-
nanzieren. Wer Standards setzt, muss ihre Umsetzbar-
keit sichern. Wer Digitalisierung verlangt, muss funkti-
onierende Verfahren bereitstellen. Nur wenn Aufgaben, 
Standards, Finanzierung und Vollzug konsequent aus 
kommunaler Sicht zusammengedacht werden, gelingt 
ein moderner, verlässlicher und bürgernaher Staat.
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Die „Veranlassungskonnexität“, auf die sich der Bundeskanz-
ler und die Ministerpräsidenten am 25.06.2026 verständigt 
haben, muss für die Kommunen abgesichert werden, wenn 
sie nicht nur ein Gewinn für die Länder bleiben soll. 

Es handelt sich um ein 
schönes Bild und bringt auf 
den ersten Blick eine Lö-
sung des Problems: Bund 
und Länder werden ver-
pflichtet, die Kosten, die in 
den Kommunen entstehen, 
zu übernehmen. Das ist in 
der bisherigen Fassung al-
lerdings eine optische Täu-
schung, denn in Wahrheit 
verweigern Bund und Län-
der die auskömmliche Fi-
nanzierung. Die neue Verabredung beinhaltet einen An-
spruch der Länder auf 80-prozentige Finanzierung durch 
den Bund in dieser Wahlperiode ohne die einklagbare 

Verpflichtung, diese 1:1 an die Kommunen - geschweige 
denn an die Kostenträger - der durch den Bund veran-
lassten zusätzlichen Aufwendungen weiterzugeben.

Was hat das „Durchgriffsverbot“ gebracht?

Mit der Föderalismusreform I (Fökö I) in 2009 hatte 
man schon einmal ein gleiches Versprechen abgege-
ben. Für den Bund wurde in das Grundgesetz ein 
Durchgriffsverbot aufgenommen, so dass er den Kom-
munen keine Aufgaben direkt auferlegen kann. Er 
kann diese nur an die Adresse der Länder richten. In 
den Ländern sollten die Kommunen durch ein Konne-
xitätsgebot abgesichert werden, wodurch in die Lan-
desverfassungen Regelungen aufgenommen wurden, 
dass Aufgabenübertragungen ohne finanziellen Aus-

Zur Diskussion

Veranlassungskonnexität 
wirksam machen

Jochen-Konrad Fromme 
Kreisdirektor a. D.

Fo
to

: p
ri

va
t



kommunalwelt.de     2|2026

39

gleich verboten sind. An sich eine Selbstverständlich-
keit, die sich schon aus der Selbstverwaltungsgarantie 
ergibt. Das Versprechen lautete: „Keine Geschäfte 
mehr zu Lasten Dritter (Kommunen)“. So war das Ver-
sprechen im Bundestag mit verfassungsändernder 
Mehrheit und im Bundesrat einstimmig.

Also war alles perfekt abgesichert. Mit Durchgriffsver-
bot und Konnexität glaubte man das Problem „wasser-
dicht“ gelöst zu haben. Aber das Ergebnis, wie es die 
Bertelsmann-Stiftung im Kommunalreport 2025 fest-
gestellt und im Kommunalreport 2026 bestätigt hat, 
lautet: Bund und Länder haben gemeinsam munter 
neue Leistungen an die Bürger beschlossen, die trotz 
Steuermehreinnahmen bei den Kommunen zu einer 
strukturellen Finanzierungslücke in den Ergebnis-
haushalten von jährlich rund 30 Milliarden Euro/Jahr 
geführt haben. Das wird sich bis zum Ende der Finanz-
planungsperiode 2029 nicht ändern. Von dem einstim-
migen Versprechen im Rahmen der Fökö I ist nichts 
mehr zu hören. Im Gegenteil: Bund und Länder wei-
gern sich, für die finanziellen Folgen ihrer Beschlüsse 
einzutreten. Der Bund behauptet, die Länder sind zu-
ständig und die Länder verweisen auf die Verursa-
chung durch den Bund für die von ihnen eingeräumte 
strukturelle Finanzlücke.

Zu befürchten sind leere Versprechen ohne 
Folgen

Genau so wird es den Kommunen mit der Veranlas-
sungskonnexität ergehen. Hohle Worte ohne Folgen, 
weil Bund und Länder weitermachen werden und die 
Kommunen stehen vor riesigen Haushaltslöchern, die 
zur Aushöhlung der Daseinsvorsorge und der kommu-
nalen Selbstverwaltung führen. In der Bevölkerung 

wird der Eindruck vermittelt, dass die politische Mitte 
es nicht kann. Die Früchte ernten AfD und die LINKE. 
Kein Wunder, dass sie weiter wachsen und CDU und 
SPD in den Umfragen abstürzen.

Die Länder wirken an der Bundesgesetzgebung über 
den Bundesrat mit, ohne für die Folgen ihres Handelns 
zu haften, wie die letzten zehn Jahre beweisen. Ohne 
harte und automatisch wirkende Sanktionen wird sich 
nichts ändern, zumal die „Neuregelung“ erst für die 
Zukunft und nur für diese Wahlperiode gelten soll.

Die Kommunen sind verfassungsrechtlich Teil der 
Länder, deshalb müssen die Länder für die Kommunal-
finanzen haften und einstehen. So sehen es Art. 28 GG 
und die Länderverfassungen vor. Darin wird nicht un-
terschieden, wann, wo und durch wen die Aufgaben-
lasten geschaffen wurden. Einzige Voraussetzung ist, 
dass es sich um kommunale Pflichtaufgaben handelt 
beziehungsweise um einen Mindestbestand an sub-
stanzieller kommunaler Selbstverwaltung durch frei-
willige Selbstverwaltungsaufgaben. Die Formel lautet: 
„Finanzierung der Pflichtaufgaben plus Mindestmaß 
freiwilliger Selbstverwaltungsaufgaben“. 

Das ist konsequent, denn nur die Länder können nach 
der geltenden Rechtslage Aufgaben für die Kommunen 
schaffen. Es sind dies      

• Landesaufgaben, die das Land erledigt,
• Landesaufgaben, die den Kommunen als Aufgaben 

des übertragenen Wirkungskreises auferlegt wer-
den und

• pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben, die das Land 
den Kommunen auferlegt.

Also ist klar, dass es durch Landesrecht geschaffene 
Aufgaben sind, die für die Kommunen verpflichtend 
sind und die nur von unterschiedlichen Ebenen ausge-
führt werden. Insoweit ist es selbstverständlich, dass 
das Land auch für die Kosten einstehen muss. Die Län-
der sind vor einer Überforderung geschützt, weil Art. 
104a Abs. 4 GG ihre Zustimmung erfordert. Wenn ein 
Land diese Kosten nicht tragen will oder kann, darf es 
im Bundesrat nicht zustimmen und/oder keine ent-
sprechende Landesnorm zur Schaffung erlassen. Ge-
gebenenfalls muss es zur Entlastung auch bestehende 
Aufgaben wieder abschaffen oder Leistungsstandards 
zur Senkung der Kostenlast verringern.

Durch Bundesrecht ändert sich am Aufga-
benbestand der Kommunen nichts

Wenn durch Bundesrecht neue Ansprüche für Bürge-
rinnen und Bürger geschaffen werden, berührt das die 
Kommunen zunächst nicht. Wegen des „Durchgriffs-
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verbotes“ - nicht wie es fälschlich oft als „Kooperati-
onsverbot“ genannt wird - ändert sich durch Bundes-
recht am Aufgabenbestand der Kommunen nichts. 
Dieser kann nur durch Landesrecht verändert werden. 
Das gilt übrigens auch für die Erweiterung bestehen-
der Aufgaben, wie das BVerfG am 07.07.2020 zu Recht 
festgestellt hat. Die Übergangsbestimmung des Art 
125a Abs. 1 Satz 1 GG stellt nur sicher, dass die bisher 
durch den Bund statuierten Aufgaben nicht mangels 
Kompetenz des Bundes durch die Rechtsänderung 
entfallen. 

Was bedeutet dies in der Praxis? Gegen wen müssen die 
Bürgerinnen und Bürger ihre Rechtsansprüche geltend 
machen? Wenn der Bund keine Durchführungskompe-
tenz für diese Aufgaben hat und die Kommunen man-
gels landesrechtlicher Aufgabenübertragung nicht ver-
pflichtet sind, bleiben nur die Länder als Adressaten. 
Das ist auch nicht unbillig, denn sie haben ja über den 
Bundesrat an der entsprechenden Schaffung der An-
sprüche mitgewirkt.

Daran ändert sich nichts, wenn durch Veränderungen 
von Regelungen auf der Bundesebene faktisch neue Las-
ten entstehen, ohne dass eine erneute Umsetzung auf 
Länderebene erfolgt ist, wie zum Beispiel bei der Ganz-
tagsbetreuung in Niedersachsen. Daran haben die Län-
der über den Bundesrat mitgewirkt und damit die Fi-
nanzverantwortung übernommen.

Man kann die Finanzfrage auch nicht offenlassen, wie 
das in den letzten zehn Jahren der Fall war. Die Kosten 
verschwinden nicht. Wenn die Politik durch den Bun-
desgesetzgeber Ansprüche schafft, die faktisch bei den 
Kommunen eingelöst werden, dann entstehen dort Kos-
ten, die abgedeckt werden müssen. 

Wenn der Bürger dem Staat mit einer solchen Kon-
struktion, zum Beispiel im Steuerrecht, entgegentre-
ten würde, heißt es, das sei eine missbräuchliche Kon-
struktion, die rechtsunwirksam ist. Da die Kommunen 
den Anspruch stellenden Bürgern dies nicht entgegen-
halten können, muss die „Regelungslücke“ durch ei-
nen Ausgleichsanspruch gegenüber den Ländern ge-
füllt werden. Dazu braucht es kein neues rechtliches 
Instrument, denn das beinhalten schon Art. 28 GG als 
Rahmenrecht und die entsprechenden Klauseln in den 
Landesverfassungen. 

In Wahrheit handelt es sich auch nicht um eine Rege-
lungslücke. Wie schon dargestellt, ergibt sich der An-
spruch aus der Selbstverwaltungsgarantie und den 
entsprechenden Regelungen in den Landesverfassun-
gen, denn diese unterscheiden nicht nach der Entste-
hungsquelle oder dem Verursacher, sondern schreiben 
das Ergebnis des Anspruches fest. Wenn es kommuna-

le Aufgaben sind, dann muss das Land die Finanzie-
rung sicherstellen. Wenn es keine kommunalen 
Pflichtaufgaben sind, dann nicht. 

Das hindert die Kommunen nicht, sich solcher Aufgaben 
anzunehmen. Dann sind es aber freiwillige Selbstverwal-
tungsaufgaben. Für diese gibt es keinen uneingeschränk-
ten Finanzierungsanspruch der Kommunen, hier gilt 
entweder der in einigen Verfassungen vorgesehene Leis-
tungsvorbehalt oder das Verhältnismäßigkeitsprinzip, 
wonach zwischen den Finanzierungsmöglichkeiten des 
Landes und seiner Kommunen abgewogen werden muss. 
Insofern gibt es nur einen relativierten Anspruch, der 
durch die Möglichkeiten des Landes begrenzt ist und eine 
Abwägung zwischen der Finanzierung von Landes- und 
Kommunalaufgaben vorsieht.  Wenn durch politischen 
Druck, wie etwa im Falle der Ganztagsbetreuung, die 
Kommunen zur Übernahme solcher Aufgaben „genötigt“ 
werden - rechtlich zwingen kann man sie mangels lan-
desrechtlicher Aufgabenübertragungsnorm nicht -, han-
delt es sich um sogenannte „freiwillige Aufgaben“, die 
nach der kommunalaufsichtlichen Praxis nicht zu einer 
Unterdeckung im Ergebnishaushalt führen dürfen. Rein 
rechtlich müsste ein solcher Haushalt von der Kommu-
nalaufsicht beanstandet werden. Entsprechende Liquidi-
tätskredite dürfen nicht genehmigt werden.

Liquiditätskredite werden praktisch unbe-
grenzt genehmigt

Hier zeigt sich, wie weit sich Theorie und Praxis in 
Deutschland voneinander entfernt haben. Die Ganz-
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tagsbetreuung für Grundschüler wird zum Beispiel in 
Niedersachsen ohne landesrechtliche Umsetzungs-
norm überall eingeführt, als ob es eine kommunale 
Pflichtaufgabe wäre. Der politische Druck durch die 
Bundesgesetzgebung ist so hoch, dass die Kommunen 
es nicht wagen, sich den Erwartungen der Bevölkerung 
zu entziehen. Damit kalkuliert das Land ganz offenbar, 
denn es verweigert eine Umsetzungsnorm und macht 
als Kommunalaufsicht die Augen zu und zieht nicht die 
erforderlichen rechtlichen Konsequenzen. Liquiditäts-
kredite werden praktisch unbegrenzt genehmigt.

Eine automatische Sanktion zugunsten der Kommu-
nen gibt es in der jetzigen Form der Veranlassungskon-
nexität nicht. Damit entstehen entgegen der gesetzli-
chen Konstruktion Defizite in den Ergebnishaushalten, 
die mangels anderer Möglichkeiten rechtswidrig durch 
Liquiditätskredite abgedeckt werden. Die Deckung 
durch Kassenkredite erfolgt faktisch, weil die Kommu-
nen mangels Masse nicht in der Lage sind, die eigent-
lich als Überbrückung beschränkt einsetzbaren Kas-
senkredite in der gesetzlich gebotenen Frist, zum 
Beispiel § 24 Abs. 2 NdsGemHKVO, zurückzuführen. 
Dieses Ausnahmeinstrument ist nicht zur Deckung von 
strukturellen Defiziten geeignet, weil es dann faktisch 
zur verbotenen Kreditfinanzierung von Ergebnishaus-
halten, zum Beispiel § 120 NKommVG, führen würde. 
Es ist ausschließlich ausnahmsweise für die Überbrü-
ckung konjunktureller Schwankungen erlaubt. 

Kassenkredite in bisher nicht bekannter Höhe sind 
entsprechend den Erkenntnissen des Finanzreportes 

der Bertelsmann-Stiftung in den Jahren 2024 und 
2025 durch explodierende Aufwendungen bei der Teil-
habe und den Sozialleistungen schon aufgelaufen und 
werden auch 2026 entstehen und jetzt noch durch die 
Ganztagsbetreuung beschleunigt. 

Dieses faktische Unterlaufen der geltenden Rechtslage 
macht deutlich, dass auch die jetzt beschlossene Ver-
anlassungskonnexität ohne automatische Sanktion die 
Probleme nicht lösen wird. Sie wird durch „Nichtbe-
achtung“ ins Leere laufen, wie die eigentlich „wasser-
dichte“ doppelte Schutzkonstruktion durch „Durch-
griffsverbot“ und „Konnexität“. 

Der erste Beweis dafür ist auch schon in der politi-
schen Praxis erbracht. Im Zuge der Krankenkassenre-
form war absehbar, dass eine Finanzierungslücke bei 
den Krankenhäusern entsteht. Da die Kommunen für 
die Krankenhausversorgung zuständig sind, werden 
sie am Ende dafür haften, denn sie sind weitgehend 
Träger dieser Einrichtungen. Die Anwendung der Ver-
anlassungskonnexität wurde im Gesetzgebungsver-
fahren nicht erwogen. Die Länder haben lediglich ihre 
Zustimmung im Bundesrat davon abhängig gemacht, 
dass durch weitere Veränderungen im Krankenkas-
senwesen 500 Millionen Euro Finanzierungsmittel zu 
ihren Gunsten vom Bund freigemacht werden müssen. 
Von der Abdeckung der zu erwartenden kommunalen 
Verluste war nicht die Rede. Ein klassischer Verstoß 
gegen die Veranlassungskonnexität und damit ein Be-
weis dafür, dass damit die kommunalen Probleme 
auch zukünftig nicht gelöst werden.

Die Länder sind vor einer Überforderung bei den freiwilli-
gen Selbstverwaltungsaufgaben - dem einzigen Bereich, 
den sie nicht beeinflussen können - durch einen Leis-
tungsvorbehalt oder den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
geschützt. Neben diesem praktisch kleinsten Teil der 
Kosten der Kommunen gibt es innerhalb eines Landes 
einschließlich der Kommunen nur Aufgaben, die das 
Land schafft. 

Die Veranlassungskonnexität an sich ist ein richtiger 
politischer Programmsatz, trägt aber allein nichts zur 
Lösung der praktischen Probleme bei, weil damit kei-
ne automatische Problemlösung verbunden ist. Die Fi-
nanzierungsregelung ist ein besonderer Akt, der ge-
sonderte Aktivitäten von Bund und Ländern erfordert. 
Bund und Länder können diesen Schritt risikolos aus-
lassen, weil ihnen faktisch dadurch weder ein finanzi-
eller noch ein rechtlicher Schaden droht. Genau das 
war die Praxis seit der FöKo I, denn auch in diesem 
Zeitraum hätten sie eine Finanzierungsregelung 
schaffen müssen, in dem sie den Kommunen das er-
forderliche Geld für die geschaffenen Leistungsan-
sprüche hätten geben müssen oder hätten es selbst in 
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ihren Haushalten bereitstellen müssen. Das aber ist 
nicht geschehen.

Was passiert, wenn sich die Verpflichteten einfach wei-
gern, ihre Pflichten zu übernehmen, wie zum Beispiel 
Niedersachsen bei der Ganztagsbetreuung? Oder wie 
bundesweit in den letzten zehn Jahren. Wie soll ein 
Rechtsschutz gewährleistet sein, wenn durch Bundes-
gesetz Kosten geschaffen werden und Geld bei den 
Kommunen nicht ankommt? Sollen sie dann direkt auf 
der Anpruchsgrundlage des Art. 28 GG Karlsruhe an-
rufen dürfen?

Ohne harte automatische Sanktionen und unmittelba-
re Rechtsschutzmöglichkeiten besteht keine Hoffnung 
auf eine wirksame Lösung. Die Erfahrungen mit dem 
Durchgriffsverbot in Verbindung mit der Konnexität 
auf Landesebene haben dies bewiesen. 

Alle hatten „heilige Eide“ geschworen, dass sie keine 
Geschäfte zu Lasten Dritter, den Kommunen, mehr 
machen wollten. Wenn man sich das Ergebnis der 
Jahre 2020ff anschaut, stellt man fest, dass Bund und 
Länder fröhlich Aufgaben zu Lasten der Kommunen 
geschaffen haben, ohne die Finanzierung sicherzu-
stellen. 

Diese Erfahrung spricht dafür, dass eine Regelung oh-
ne automatische Sanktion bei Fehlen einer auskömm-
lichen Finanzregelung das Problem nicht lösen wird. 
Diese fehlt bei der Veranlassungskonnexität. Das ist 
wieder nur ein Versprechen ohne Netz und Boden. 

Ganz abgesehen davon, dass dadurch weder das vor-
handene strukturelle Defizit geschlossen, noch die da-
durch aufgehäuften Defizite abgetragen werden. Selbst 
wenn man Optimist ist und unterstellt, die mit den Sozi-
alreformen einhergehenden Veränderungen würden 
die strukturelle Lücke schließen, muss das aufgelaufe-
ne Defizit aus den Jahren 2024 bis 2026, das annähernd 
100 Milliarden Euro betragen wird, wieder abgetragen 
werden. Das können die Kommunen aus eigener Kraft 
nicht schaffen.

Es sind also zwei Schritte erforderlich, um das poli-
tisch Gewollte in die Praxis umzusetzen:  

1. die Veranlassungskausalität muss durch automati-
sche Sanktionsverstöße ergänzt werden und

2. die bis zur Wirksamkeit der Sozialreformen entste-
henden Defizite aus den Ergebnishaushalten müs-
sen durch eine Brückenfinanzierung ausgeglichen 
werden, damit die Kommunen wieder in einen ge-
setzmäßigen Zustand kommen können und ihre 
Aufgaben der Daseinsvorsorge erledigen können.

Die einfachste Lösung wäre, dass der Bund in Einlösung 
seines Versprechens aus dem Koalitionsvertrag gegen-
über den Ländern einen beachtenswerten freiwilligen 
Anteil zur Deckung des strukturellen Defizites als Brü-
ckenfinanzierung auslobt, bis die Einnahmen und Aus-
gaben durch strukturelle Änderungen wieder ins Lot 
gebracht werden, und dafür verlangt, dass die Länder 
anerkennen, dass sie – wie es Art. 28 GG vorsieht – sich 
rechtswirksam und einklagbar zu ihrer Finanzierungs-
pflicht der Kommunen bekennen. Am besten durch ei-
ne Ergänzung des Art. 28 GG. 

Diese würde dann greifen, wenn es im Einzelfall keine 
befriedende Lösung geben würde. Eine solche ist erfor-
derlich, weil durch den gewählten Weg des Ausgleiches 
über die Umsatzsteuer automatisch keine „Konnexi-
tät“ erreicht werden kann. Dafür gibt es zwei Ursachen. 
Zum einen wird der Umsatzsteueranteil ausschließlich 
an die Gemeinden anhand der Einwohnerzahl und der 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
verteilt. Dies stimmt in den meisten Fällen nicht mit 
der Struktur von Aufgaben sowie den damit verbunden 
Ausgaben überein und zum anderen sind die gesell-
schaftlichen Aufgaben in den Ländern sehr unter-
schiedlich verteilt, von der überörtlichen Trägerschaft 
der Länder über höhere Sozialverbände, Kreise und 
Gemeinden.
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